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Fassung März 2021

I. Allgemeine Hinweise 

1. Inhalt und Umfang des Versicherungsschutzes 
Inhalt und Umfang des Versicherungsschutzes für die Business Card 2013 
ergeben sich ausschließlich aus den nachstehenden jeweiligen Bestimmun-
gen, aus den – zum Teil nur auszugsweise abgedruckten – Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen sowie den gesetzlichen Bestimmungen. 

2. Versicherte Personen/Urlaubs- und Dienstreisen 
Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/eingetra-
gene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende 
Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen. Zu 
beachten sind Besonderheiten bei der Reiserücktrittskostenversicherung 
und der Auslands-Auto-Schutzbriefversicherung.  
Reisen im Sinne dieser Versicherungsbestätigung bedeuten sowohl private 
Urlaubsreisen als auch Dienstreisen. 

3. Beitragszahlung 
Den Beitrag für diese Versicherungen trägt der Kartenemittent aus der 
geleisteten Kartenjahresgebühr. 

4. Rechte im Schadenfall 
Die Ausübung der Rechte im Schadenfall steht den versicherten Personen 
direkt zu.

I.  Allgemeine Hinweise 

II. Versicherungs- und Serviceleistungen 
im Gesamtüberblick 

Reiseservice-Hotline (Assistance-Service) 
Dienstleister: Deutsche Assistance Service GmbH,  
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf 

Reiserücktrittskostenversicherung 
Versicherer: URV Union Reiseversicherung AG,  
Maximilianstr. 53, 80538 München   

Reisegepäckversicherung 
Versicherer: URV Union Reiseversicherung AG,  
Maximilianstr. 53, 80538 München 

Auslandsreise-Krankenversicherung  
Versicherer: UKV Union Krankenversicherung AG,  
Peter-Zimmer-Str. 2, 66123 Saarbrücken  

Auslands-Auto-Schutzbriefversicherung 
Versicherer: Deutsche Assistance Versicherung AG,  
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf  

Reiseserviceversicherung 
Versicherer: URV Union Reiseversicherung AG,  
Maximilianstr. 53, 80538 München 

Ergänzende Bestimmungen für alle Versicherungen

Für Ihre Schadenmeldung rufen Sie bitte die Servicenummer 
+49 211 536-3888 an. 
Sie werden automatisch mit dem für Sie zuständigen Versicherer 
verbunden.
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5. Aufrechnungsverbot 
Ansprüche auf Versicherungsleistungen haben ausschließlich die versicher-
ten Personen. Ansprüche der versicherten Personen dürfen die Versicherer 
nicht mit Forderungen gegenüber dem Kartenemittenten aufrechnen. Der 
§ 35 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) gilt insoweit als abbedungen. 

Hinweis: 
Sofern ein Inhaber der Business Card 2013 im Besitz mehrerer gültiger 
Kreditkarten ist, können die Versicherungsleistungen nur einmal in 
Anspruch genommen werden.  

II. Versicherungs- und Serviceleistungen im Gesamtüberblick 

REISERÜCKTRITTSKOSTENVERSICHERUNG (ab 1.1.2012) 
Der Versicherer leistet dem Karteninhaber und den mitversicherten Perso-
nen Entschädigung bei Nichtantritt, verspätetem Antritt oder Abbruch von 
gebuchten Reisen im Rahmen der in den §§ 1–13 der nachstehenden All-
gemeinen Bedingungen für die Reiserücktrittskostenversicherung (ABRV, 
Stand 1.1.2012) aufgeführten Gründe. Der Versicherungsschutz erstreckt 
sich auf alle Reisen, die ab dem 1.1.2012 im Gültigkeitszeitraum der Busi-
ness Card 2013 gebucht werden. Der Versicherungsschutz besteht, vorbe-
haltlich des Abschlusses eines gültigen Kreditkartenvertrages, ab Beantra-
gung der Kreditkarte. 

REISEGEPÄCKVERSICHERUNG 
Der Versicherer ersetzt Ihnen als Karteninhaber und den mitversicherten 
Personen den Zeitwert für aufgegebenes/in Fremdgewahrsam gegebenes 
Reisegepäck bei Beschädigung oder Abhandenkommen bis zur Höhe der 
vereinbarten Versicherungssumme (2.000,– Euro bei Einzelreisenden und 
5.000,– Euro für Familien), sofern diese dem Gesamtwert des persönlichen 
Reisegepäcks entspricht. Bei Beschädigung oder Abhandenkommen durch 
Diebstahl oder Raub, durch Elementarereignis sowie durch Unfälle, bei 
denen das Transportmittel zu Schaden kommt, wird ebenfalls der Zeitwert 
ersetzt. Bei verspäteter Auslieferung von Reisegepäck sind notwendige 
Ersatzbeschaffungen bis 500,– Euro versichert. 

REISESERVICEVERSICHERUNG 
Diese Versicherung bietet Ihnen als Karteninhaber und den mitversicherten 
Personen weltweite Rund-um-die-Uhr-Soforthilfe bei Notfällen im Ausland.  
Sind auf der Reise Reisedokumente abhanden gekommen, sind Sie drin-
gend auf Arzneimittel angewiesen oder drohen Ihnen Strafverfolgungsmaß-
nahmen, so genügt ein Anruf bei der Notrufzentrale in Deutschland, um 
alles Notwendige vor Ort für Sie zu veranlassen. 
Ebenfalls erstattungsfähig sind die Mehrkosten der Hin- und Rückbeförde-
rung einer Ersatzperson zur Fortführung der Reise bis zu insgesamt 
3.000,– Euro.  

AUSLANDSREISE-KRANKENVERSICHERUNG 
Diese Versicherung bietet Ihnen als Karteninhaber und den mitversicherten 
Personen Versicherungsschutz bei unvorhergesehen eintretenden Erkran-
kungen. Sie erhalten im Rahmen der tariflich festgelegten Höchstgrenzen 
100%igen Kostenersatz für medizinisch notwendige ärztliche und schmerz-
stillende zahnärztliche Behandlung einschließlich einfacher Füllungen, 
Arznei- und Heilmittel. Sie haben selbstverständlich 1.-Klasse-Status und 
können den Arzt oder das Krankenhaus frei wählen. Erstattung der Mehr-
kosten eines medizinisch sinnvollen und vertretbaren Rücktransports eines 
versicherten Erkrankten an seinen ständigen Wohnsitz oder in das von dort 
nächsterreichbare geeignete Krankenhaus ist ebenfalls gewährleistet. 

AUSLANDS-AUTO-SCHUTZBRIEFVERSICHERUNG 
Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Karteninhaber/die mit-
versicherten Personen anlässlich einer Auslandsreise mit ihrem Fahrzeug 
eine Panne/einen Unfall erleiden, das Fahrzeug gestohlen wird oder ein 
Totalschaden eintritt sowie bei Erkrankung oder Tod des Fahrers. Der 
Umfang des Versicherungsschutzes geht aus § 1 – versicherte Gefahren – 
der Allgemeinen Bedingungen für die Goldkarte Auslands-Auto-Schutzbrief-
versicherung (EVASB 2002, Stand 01.01.2009) hervor.

Bei den genannten Versicherungsunternehmen besteht zuguns-
ten der Inhaber einer gültigen Mastercard/Visa Card Business 
2013 Versicherungsschutz. Der Inhalt und Umfang des Versiche-
rungsschutzes ergibt sich aus den nachstehenden Bedingungen, 
aus den Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie aus den 
gesetzlichen Bestimmungen

Inhalt

Versicherungsbestätigung zur Mastercard/ 
Visa Card Business 2013
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Versicherungsbestätigung zur Mastercard/Visa Card Business 2013

REISESERVICE-HOTLINE (Assistance-Services) 
Bei Notfällen auf Auslandsreisen – wann immer Hilfe benötigt wird – genügt 
ein Anruf bei der rund um die Uhr zur Verfügung stehenden Notrufzentrale 
in Deutschland, um alles Notwendige vor Ort zu veranlassen. Zusätzlich zu 
der Organisation der umfangreichen Versicherungsleistungen kann – ohne 
Kostenübernahme – folgender Service in Anspruch genommen werden: 

Juristischer Notfallservice mit der Hilfestellung bei der Benennung eines 
Rechtsanwaltes, Dolmetschers sowie von Botschaften und Konsulaten vor 
Ort 

Medizinischer Notfallservice mit Informationen über die Möglichkeiten 
ärztlicher Versorgung vor Ort, der Benennung von Deutsch oder Englisch 
sprechenden Ärzten vor Ort, der Hilfestellung bei Übermittlung von Informa-
tionen zwischen beteiligten Ärzten und Angehörigen während eines Kran-
kenhausaufenthaltes nebst der Organisation des Besuches einer nahe ste-
henden Person 

Kreditkarten-Notfallservice mit der Hilfestellung bei Verlust oder Diebstahl 
der Kreditkarte durch Veranlassung der Kartensperrung und, soweit mög-
lich, Ersatzbeschaffung 

Reisedokumenten-Notfallservice mit der Hilfestellung bei Verlust von Rei-
sedokumenten aufgrund von Diebstahl, Raub oder sonstigem Abhanden-
kommen durch Benennung und Kontaktherstellung zu Behörden, Ämtern, 
Botschaften oder Konsulaten 

Bargeldservice mit der Hilfestellung in finanziellen Notlagen bei Diebstahl, 
Raub oder sonstigem Abhandenkommen der Reisezahlungsmittel durch 
Kontakt zur Hausbank oder nach Ablauf von 24 Stunden mit einem darle-
hensweisen Betrag bis zu 1.500,– Euro. Bargeldservice-Darlehen werden 
über die Kreditkarte abgebucht. 

Reiserücktrittskostenversicherung 
(Bedingungswerk gültig für Reisebuchungen  
ab dem 1.1.2012) 

1. Welche Bedingungen liegen der Reiserücktrittskostenversicherung 
zugrunde? 
Dem Vertrag liegen die Allgemeinen Bedingungen für die Reiserücktritts-
kostenversicherung (ABRV, Stand 01.01.2012) sowie die Sonderbedingun-
gen zu den ABRV für gemietete Ferienwohnungen zugrunde. 

2. Versicherte Personen 
Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/eingetra-
gene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende 
Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen. 

3. Einschränkungen 
Für die in Ziffer 2 aufgeführten versicherten Personen besteht nur dann 
Versicherungsschutz, wenn sie gemeinsam mit dem Karteninhaber die 
Reise buchen und durchführen. Wird ein Reisevertrag/Mietvertrag ohne 
Teilnahme des Karteninhabers geschlossen, so besteht kein Versiche-
rungsschutz. Ist im Reisevertrag/Mietvertrag des Karteninhabers bereits 
eine obligatorische Reiserücktrittskostenversicherung in den Reisepreis ein-
geschlossen, so ist diese obligatorische Reiserücktrittskostenversicherung 
vorrangig in Anspruch zu nehmen. 

4. Zeitraum des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz besteht für alle Reisen, die nach Beantragung der 
Business Card 2013 im Gültigkeitszeitraum der Karte gebucht werden, frü-
hestens jedoch ab dem 01.01.2012, vorbehaltlich des Abschlusses eines 
gültigen Kreditkartenvertrages. 

5. Was ist zusätzlich vereinbart? 
Zusätzlich zu den Bestimmungen der ABRV gilt als vereinbart: 
Zu § 2 der ABRV: 
Der Versicherer ist nur dann leistungspflichtig, wenn das Reisebüro/der 
Reiseveranstalter/der Hotelbetrieb oder sonstige Institutionen einen gülti-
gen Reisevertrag abschließen. 
Zu § 4 der ABRV: 
Die Höchstversicherungssumme je Reisevertrag/Mietvertrag beträgt 10.000,– 
Euro insgesamt für alle versicherten Personen.  

Allgemeine Bedingungen für die Reiserücktrittskostenversi-
cherung Business Card 2013 (ABRV, Stand 01.01.2012)  

§ 1 Versicherte Personen/Versicherungsschutz 
1. Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/einge-
tragene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende

Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen. 
2. Der Versicherungsschutz besteht unabhängig vom Einsatz der Karte für 
alle Reisen, die ab dem 01.01.2012 im Gültigkeitszeitraum der Karte 
gebucht werden. Der Versicherungsschutz besteht, vorbehaltlich des 
Abschlusses eines gültigen Kreditkartenvertrages, ab Beantragung der 
Kreditkarte. 
3. Für die in Ziffer 1 aufgeführten versicherten Personen besteht nur dann 
Versicherungsschutz, wenn sie gemeinsam mit dem Karteninhaber die 
Reise buchen und durchführen. Wird ein Reisevertrag/Mietvertrag ohne 
Teilnahme des Karteninhabers geschlossen, so besteht kein 
Versicherungsschutz. 

§ 2 Versicherungsumfang 
1. Der Versicherer leistet Entschädigung: 
a) bei Nichtantritt der Reise für die dem Reiseunternehmen oder einem 

anderen vom Versicherten vertraglich geschuldeten Rücktrittskosten; 
b) bei verspätetem Antritt der Reise aus einem der in § 2 Ziffer 2 genannten 

Gründe für die Mehrkosten der Hinreise. Erstattet werden die Mehrkos-
ten bis zur Höhe der Stornokosten, die bei Nichtantritt der Reise angefal-
len wären; 

c) bei Abbruch der Reise für die nachweislich entstandenen zusätzlichen 
Rückreisekosten und die hierdurch unmittelbar verursachten sonstigen 
Mehrkosten des Versicherten, vorausgesetzt, dass An- und Abreise in 
dem versicherten Arrangement enthalten sind; dies gilt auch im Falle 
nachträglicher Rückkehr. Bei Erstattung dieser Kosten wird in Bezug auf 
Art und Klasse des Transportmittels, der Unterkunft und Verpflegung auf 
die durch die Reise gebuchte Qualität abgestellt. Wenn abweichend von 
der gebuchten Reise die Rückreise mit Flugzeug erforderlich wird, 
werden nur die Kosten für einen Sitzplatz in der einfachsten Flugzeug-
klasse ersetzt. Nicht gedeckt sind Heilkosten, Kosten für Begleitperso-
nen sowie Kosten für die Überführung eines verstorbenen Versicherten;  

d) abweichend von § 2 Ziffer 1 c ABRV ersetzt der Versicherer bei Abbruch 
der Reise zusätzlich Aufwendungen für gebuchte, jedoch nicht in 
Anspruch genommene Leistungen. 

2. Der Versicherer ist im Umfang von Ziffer 1 leistungspflichtig, wenn infolge 
eines der nachstehend genannten wichtigen Gründe entweder die Reiseun-
fähigkeit des Versicherten nach allgemeiner Lebenserfahrung zu erwarten 
ist oder ihm der planmäßige Antritt der Reise oder deren planmäßige Been-
digung nicht zugemutet werden kann: 
a) Tod, schwerer Unfall oder unerwartete schwere Erkrankung des Versi-

cherten, seines Ehegatten, seiner Kinder, Eltern, Geschwister, Großel-
tern, Enkel, Schwiegereltern, Schwiegerkinder oder, wenn die Reise für 
2 Personen gemeinsam gebucht wurde, der zweiten Person, vorausge-
setzt, dass diese gleichfalls versichert ist; 

b) Impfunverträglichkeit des Versicherten oder, im Falle gemeinsamer 
Reise, seines Ehegatten, seines eingetragenen Lebenspartners, seines 
in häuslicher Gemeinschaft wohnenden Lebensgefährten, der minderjäh-
rigen Kinder oder Geschwister des Versicherten oder der Eltern eines 
minderjährigen Versicherten, sofern der Angehörige ebenfalls versichert 
ist; 

c) Schwangerschaft einer Versicherten oder, im Falle gemeinsamer Reise, 
der versicherten Ehefrau oder der versicherten Mutter eines minderjähri-
gen Versicherten; 

d) Schaden am Eigentum des Versicherten oder, im Falle gemeinsamer 
Reise, eines der in Ziffer 2 b genannten versicherten Angehörigen des 
Versicherten infolge von Feuer, Elementarereignis oder vorsätzlicher 
Straftat eines Dritten, sofern der Schaden im Verhältnis zu der wirt-
schaftlichen Lage und dem Vermögen des Geschädigten erheblich oder 
sofern zur Schadenfeststellung seine Anwesenheit notwendig ist. Der 
Versicherer ist im Umfang von § 2 Ziffer 1 auch dann leistungspflichtig, 
wenn sich die Risiken gemäß § 2 Ziffer 2 a–d für eine versicherte Person 
verwirklicht haben. 

3. Der Versicherer ist nur dann leistungspflichtig, wenn das Reisebüro/der 
Reiseveranstalter/der Hotelbetrieb oder sonstige Institutionen einen gülti-
gen Reisevertrag abschließen. 

§ 3 Ausschlüsse 
1. Der Versicherer haftet nicht für die Gefahren des Krieges, Bürgerkrieges 
oder kriegsähnlicher Ereignisse und solche, die sich unabhängig vom 
Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung von Kriegswerkzeugen als 
Folge einer dieser Gefahren ergeben, politische Gewalthandlungen, Auf-
ruhr, sonstige bürgerliche Unruhen und Kernenergie1.
1 Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutsch-

land nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge 
verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab.
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2. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn für den 
Versicherten der Versicherungsfall bei Abschluss der Versicherung voraus-
sehbar war oder der Versicherte ihn vorsätzlich herbeigeführt hat. 

§ 4 Versicherungssumme, Selbstbehalt 
1. Die Versicherungssumme soll dem vollen ausgeschriebenen Reisepreis 
(Versicherungswert) entsprechen und beträgt je Reisevertrag/Mietvertrag 
max. 10.000,– Euro insgesamt für alle versicherten Personen.  
2. Der Versicherer haftet bis zur Höhe der Versicherungssumme von 
10.000,– Euro abzüglich Selbstbehalt. 
3. Bei jedem Versicherungsfall trägt der Versicherte einen Selbstbehalt in 
Höhe von 100,– Euro je Person/je Mietobjekt. Wird der Versicherungsfall 
durch Krankheit ausgelöst, so trägt der Versicherte von dem erstattungsfä-
higen Schaden 20 v. H. selbst, mindestens 100,– Euro je Person/je 
Mietobjekt. 

§ 5 Obliegenheiten des Versicherten bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalles 
1. Der Versicherte ist verpflichtet: 
a) dem Versicherer den Eintritt des Versicherungsfalles unverzüglich mitzu-

teilen und gleichzeitig die Reise bei der Buchungsstelle oder im Falle der 
schon angetretenen Reise beim Reiseveranstalter zu stornieren; 

b) dem Versicherer jede gewünschte sachdienliche Auskunft zu erteilen 
und ihm alle erforderlichen Beweismittel von sich aus zur Verfügung zu 
stellen, insbesondere ärztliche Atteste über Krankheiten, Unfälle, Impf-
unverträglichkeit bzw. Schwangerschaft im Sinne von § 2 Ziffer 2 unter 
Beifügung der Buchungsunterlagen einzureichen;  

c) auf Verlangen des Versicherers die Ärzte von der Schweigepflicht in 
Bezug auf den Versicherungsfall zu entbinden, soweit diesem Verlangen 
rechtswirksam nachgekommen werden kann. 

2. Verletzt die versicherte Person vorsätzlich eine vertraglich vereinbarte 
Obliegenheit, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
des Verschuldens des Versicherten entspricht. Das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit hat der Versicherte zu beweisen. Außer im Falle der 
Arglist ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versi-
cherte nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Ein-
tritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Ver-
letzt der Karteninhaber eine nach Eintritt des Versicherungsfalles beste-
hende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, so ist der Versicherer nur 
dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Karteninhaber 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat. 

§ 6 Vertragsdauer 
Der Versicherungsschutz beginnt, vorbehaltlich des Abschlusses eines gül-
tigen Kreditkartenvertrages, ab Beantragung der Kreditkarte und gilt für alle 
Reisen, die nach Beantragung der Business Card, frühestens jedoch ab 
dem 1.1.2012 im Gültigkeitszeitraum der Karte gebucht werden.  
Der Versicherungsschutz endet mit dem Tag, an dem der Kartenvertrag endet. 

§ 7 Rechtsverhältnisse der Versicherten 
Ansprüche gemäß § 2 dieser Bedingungen bestehen unmittelbar gegen-
über dem Versicherer. 

§ 8 Zahlung der Entschädigung 
1. Geldleistungen des Versicherers sind fällig mit der Beendigung der zur 
Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der Leistung des 
Versicherers notwendigen Erhebungen. 
2. Einen Monat nach Anzeige des Schadens kann als Abschlagszahlung 
der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. 
3. Der Versicherer ist berechtigt, mit befreiender Wirkung an den Überbrin-
ger von ordnungsgemäßen Nachweisen zu leisten. 
4. Die Entstehung des Anspruches auf Abschlagszahlung verschiebt sich 
um den Zeitraum, um den die Feststellung der Leistungspflicht des Versi-
cherers dem Grunde oder der Höhe nach durch Verschulden des Versiche-
rungsnehmers/der versicherten Person verzögert wurde. 
5. Die in Fremdwährung entstandenen Kosten werden zum aktuellen Kurs 
des Tages, an dem die Belege beim Versicherer eingehen, in Euro umge-
rechnet. Als Kurs des Tages gilt der offizielle Euro-Wechselkurs der Euro-
päischen Zentralbank. Für nicht gehandelte Währungen, für die kein Refe-
renzkurs festgelegt wird, gilt der Kurs gemäß „Devisenkursstatistik“, Veröf-
fentlichungen der Deutschen Bundesbank, Frankfurt/Main, nach jeweils 
neuestem Stand, es sei denn, es wird durch Bankbelege nachgewiesen, 
dass die zur Bezahlung der Rechnungen notwendigen Devisen zu einem 
ungünstigeren Kurs erworben wurden.

§ 9 Besondere Verwirkungsgründe, Verjährung 
1. Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht auch dann frei, wenn 
der Versicherungsnehmer oder Berechtigte  
a) den Versicherungsfall durch Vorsatz herbeigeführt hat; 
b) aus Anlass des Versicherungsfalles in arglistiger Absicht versucht hat, 

den Versicherer zu täuschen. 

2. Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig 
herbei, ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. 

3. Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren, in 
welchem die Leistung verlangt werden kann. Ist ein Anspruch aus dem Ver-
sicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt der Zeit-
raum von der Anmeldung bis zum Zugang der in Textform mitgeteilten Ent-
scheidung des Versicherers beim Anspruchsteller bei der Fristberechnung 
nicht mit. 

§ 10 Ansprüche gegen Dritte 
1. Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Siche-
rung dieses Anspruches dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen Durchsetzung durch 
den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leis-
tung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Falle einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

2. Hat der Versicherungsnehmer oder eine versicherte Person Schadener-
satzansprüche nicht versicherungsrechtlicher Art gegen Dritte, so besteht 
unbeschadet des gesetzlichen Forderungsüberganges gemäß § 86 VVG 
auf Verlangen des Versicherers die Verpflichtung, diese Ansprüche bis zur 
Höhe, in der aus dem Versicherungsvertrag Kostenersatz geleistet wird, an 
den Versicherer schriftlich abzutreten. 

§ 11 Subsidiarität 
Der Versicherungsschutz besteht subsidiär zu anderweitig bestehenden 
Versicherungen, das heißt, sofern Versicherungsschutz für dieselbe Gefahr 
auch noch bei einem anderen Versicherer besteht, geht der anderweitige 
Vertrag diesem Vertrag vor. Der versicherten Person steht es frei, welchem 
Versicherer sie den Schadenfall anzeigt. Zeigt sie den Schaden der URV 
an, dann wird die URV insoweit auch in Vorleistung treten. 

§ 12 Willenserklärungen und Anzeigen 
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Ver-
trag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer 
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis 
betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. 

§ 13 Gerichtsstand/Anzuwendendes Recht 
1. Klagen gegen den Versicherer  
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageer-
hebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Klagen gegen den Versicherten 
Ist der Versicherte eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnli-
chen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherte eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherten. 

3. Wohnsitzverlegung des Versicherten 
Hat der Versicherte nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich des Versicherungsvertrags-
gesetzes verlegt oder ist sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Für 
Rechtsstreitigkeiten ist der gesetzliche Gerichtsstand maßgeblich. 

4. Es gilt deutsches Recht.
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Sonderbedingungen zu den ABRV, Stand 01.01.2012,  
für gemietete Ferienwohnungen 
Sofern die Versicherung bei Abschluss von Mietverträgen für Ferienwoh-
nungen, Ferienhäuser oder Ferienappartements in Hotels genommen wird, 
erhält § 2 Ziffer 1 der Allgemeinen Bedingungen für die Reiserücktrittskos-
tenversicherung (ABRV) folgende Fassung: 
Der Versicherer leistet Entschädigung: 
a) bei Nichtbenutzung der Ferienwohnung, des Ferienhauses oder Feri-

enappartements im Hotel aus einem der in § 2 Ziffer 2 ABRV genannten 
wichtigen Gründe für die dem Vermieter oder einem anderen vom Versi-
cherten vertraglich geschuldeten Rücktrittskosten; 

b) bei vorzeitiger Aufgabe der Ferienwohnung, des Ferienhauses oder des 
Ferienappartements im Hotel aus einem der in § 2 Ziffer 2 ABRV 
genannten wichtigen Gründe für den nicht abgewohnten Teil der Miet-
kosten, falls eine Weitervermietung nicht gelungen ist. 

Die übrigen Bestimmungen der ABRV gelten sinngemäß. 

Reisegepäckversicherung 
Es gelten die Allgemeinen Bedingungen für die Reisegepäckversicherung 
sowie diese Erläuterungen/Hinweise. 

1. Versicherungsumfang 
Versicherungsschutz besteht unabhängig vom Einsatz der Business 2013. 
Versichert ist aufgegebenes/in Fremdgewahrsam gegebenes Reisegepäck 
gegen Diebstahl oder Raub und Abhandenkommen oder Beschädigung 
während des Transportes. Versicherungsschutz besteht für das Abhanden-
kommen, die Zerstörung und Beschädigung durch Brand, Blitzschlag, 
Explosion, Sturm, Überschwemmung, Erdrutsche, Erdbeben und Lawinen.  
Bei verspäteter Auslieferung von Reisegepäck werden Ersatzkäufe bis 
500,– Euro erstattet.  
Versichert ist stets der Zeitwert bis zur Höhe der Versicherungssumme.  

2. Versicherte Personen 
Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/eingetra-
gene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende 
Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen.  

3. Versicherungssummen 
Die Versicherungssumme für Einzelreisende beträgt je Schadenfall 2.000,– 
Euro. Die maximale Erstattung für Einzelreisende beträgt je Versicherungs-
jahr 4.000,– Euro.  
Die Versicherungssumme für Familien beträgt je Schadenfall 5.000,– Euro. 
Die maximale Erstattung für Familien beträgt je Versicherungsjahr 10.000,– 
Euro. 

4. Bedingungen 
Allgemeine Bedingungen für die Reisegepäckversicherung sowie diese 
Erläuterungen/Hinweise  

5. Geltungsbereich 
Weltweit 

6. Ausschlüsse 
Siehe Allgemeine Bedingungen für die Reisegepäckversicherung, § 3. 

7. Subsidiarität 
Versicherungsschutz besteht subsidiär zu anderweitig bestehenden Versi-
cherungen, d. h. sofern Versicherungsschutz für dieselbe Gefahr auch noch 
bei einem anderen Versicherer besteht, geht der anderweitige Vertrag 
diesem Vertrag vor. Dem Karteninhaber steht es frei, welchem Versicherer 
er den Schadenfall anzeigt. Meldet er den Schadenfall der Union Reisever-
sicherung, dann wird die Union Reiseversicherung insoweit auch in Vorleis-
tung treten. 

8. Obliegenheiten im Schadenfall 
Siehe Allgemeine Bedingungen für die Reisegepäckversicherung, § 9. 

9. Rechte im Schadenfall 
Die Ausübung der Rechte im Schadenfall steht dem Karteninhaber gegen-
über dem Versicherer direkt zu. 

Allgemeine Bedingungen für die Reisegepäckversicherung 
§ 1 Versicherte Sachen 
1. Versichert ist das gesamte Reisegepäck der versicherten Person im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme sowie der besonderen Ent-
schädigungsgrenzen gemäß § 4.  
2. Als Reisegepäck gelten sämtliche Sachen des persönlichen Reisebe-
darfs, einschließlich Sportgeräte, Geschenke und Reiseandenken, die auf 
einer Reise mitgenommen werden. Gegenstände, die üblicherweise nur zu 
beruflichen Zwecken mitgeführt werden, sind nicht versichert.

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
Versicherungsschutz besteht: 

1. Für aufgegebenes/in Fremdgewahrsam gegebenes Reisegepäck, 
a) wenn versicherte Sachen abhandenkommen, zerstört oder beschädigt 

werden, während sich das Reisegepäck im Gewahrsam eines Beförde-
rungsunternehmens, Beherbergungsbetriebes, Gepäckträgers oder einer 
Gepäckaufbewahrung befindet; 

b) wenn aufgegebenes Reisegepäck den Bestimmungsort wegen einer Ver-
zögerung bei der Beförderung nicht am selben Tag wie die versicherte 
Person erreicht; für notwendige, nachgewiesene Ersatzkäufe bis zu 
500,– Euro je Versicherungsfall. 

2. Während der übrigen Reisezeit, wenn Reisegepäck abhandenkommt, 
zerstört oder beschädigt wird durch 
a) Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische Erpressung, Mut- oder 

Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche Sachbeschädigung); 
b) Unfall eines Transportmittels (z. B. Verkehrsunfälle); 
c) Brand, Blitzschlag, Explosion, Sturm, Überschwemmungen, Erdrutsche, 

Erdbeben, Lawinen.  

§ 3 Ausschlüsse 
Nicht versichert sind 
a) Schäden durch Verlieren, Liegen-, Stehen- oder Hängenlassen von 

Gegenständen; 
b) Schäden, die verursacht werden durch die natürliche oder mangelhafte 

Beschaffenheit der versicherten Sachen, Abnutzung oder Verschleiß; 
c) Falt- und Schlauchboote sowie andere Sportgeräte, jeweils mit Zubehör, 

solange sie sich in bestimmungsgemäßem Gebrauch befinden. Außen-
bordmotoren sind stets ausgeschlossen; 

d) Vermögensfolgeschäden; 
e) Pelze, Schmucksachen, Gegenstände aus Edelmetall sowie Foto-, Film-

apparate, tragbare Videosysteme und Spielekonsolen, jeweils mit Zube-
hör sowie Mobiltelefone und Zubehör als aufgegebenes Reisegepäck; 

f) Bargeld, Schecks, Scheckkarten, Kreditkarten, Telefonkarten, Wertpa-
piere, Fahrkarten, Urkunden und Dokumente aller Art, Gegenstände mit 
überwiegendem Kunst- oder Liebhaberwert, Zahngold, Hörgeräte, EDV-
Geräte und Software, Prothesen jeder Art, Schusswaffen jeder Art inklu-
sive Zubehör sowie Land-, Luft- und Wasserfahrzeuge, Hängegleiter, 
Gleitflieger, Fallschirme, jeweils mit Zubehör; Ausweispapiere (§ 8 d) 
sind jedoch versichert. 

§ 4 Begrenzt ersatzpflichtige Schäden  
1. Pelze, Schmuck und Kostbarkeiten, Foto-, Filmapparate, tragbare Video-
systeme und Spielekonsolen, jeweils mit Zubehör sowie Mobiltelefone und 
Zubehör sind jeweils mit 50 % der Versicherungssumme versichert. Aller-
dings nur, solange sie 
a) bestimmungsgemäß getragen bzw. benutzt werden oder 
b) in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt mitgeführt werden oder 
c) sich in einem ordnungsgemäß verschlossenen Raum eines Gebäudes, 

eines Passagierschiffes oder einer bewachten Garderobe befinden; 
Schmucksachen und Gegenstände aus Edelmetall jedoch nur, solange 
sie außerdem in einem verschlossenen Behältnis untergebracht sind, 
das erhöhte Sicherheit auch gegen die Wegnahme des Behältnisses 
selbst bietet. 

2. Brillen und Kontaktlinsen sind je Schadenfall mit max. 250,– Euro 
versichert. 
3. Geschenke und Reiseandenken, die auf der Reise erworben wurden, 
sind je Versicherungsfall bis max. 300,– Euro versichert. 
4. Schäden an Golf- und Tauchausrüstungsgegenständen, an Wellenbret-
tern und Surfgeräten sowie Fahrrädern, jeweils mit Zubehör, sind je Scha-
denfall bis max. 500,– Euro versichert.  
5. Schäden an Musikinstrumenten und Zubehör sind je Schadenfall bis 
max. 250,– Euro versichert, sofern die Musikinstrumente zu privaten Zwe-
cken mitgeführt worden sind.  
6. Versicherungsschutz für Schäden am Reisegepäck während des Zeltens 
und Campings besteht nur auf offiziellen (von Behörden, Vereinen oder pri-
vaten Unternehmen eingerichteten) Campingplätzen. 

§ 5 Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen und 
Wassersportfahrzeugen 
1. Versicherungsschutz gegen Diebstahl oder Einbruchdiebstahl aus unbe-
aufsichtigt abgestellten Kraftfahrzeugen/Anhängern/Wassersportfahrzeu-
gen besteht nur, soweit sich das Reisegepäck nicht einsehbar in einem fest 
umschlossenen und durch Verschluss gesicherten Innen- oder Kofferraum 
(bei Wassersportfahrzeugen Kajüte oder Packkiste) befindet. 

2. Der Versicherer haftet nur, wenn nachweislich
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a) der Schaden tagsüber zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr eingetreten ist; 
b) das Kraftfahrzeug oder der Anhänger in einer abgeschlossenen Garage  

– Parkhäuser oder Tiefgaragen, die zur allgemeinen Benutzung offen 
stehen, genügen nicht – abgestellt war oder 

c) der Schaden während einer Fahrtunterbrechung, die nicht länger als 
2 Std. dauerte, eingetreten ist.  

3. Pelze, Schmucksachen und Gegenstände aus Edelmetall, Foto-, Filmap-
parate, tragbare Videosysteme und Spielkonsolen sowie Mobiltelefone, 
jeweils mit Zubehör, sind in unbeaufsichtigt abgestellten Kraftfahrzeugen/
Anhängern/Wassersportfahrzeuge nicht versichert. 

4. Als Beaufsichtigung gilt nur die ständige Anwesenheit eines Versicherten 
oder einer von ihm beauftragten Vertrauensperson beim zu sichernden 
Objekt, nicht jedoch z. B. die Bewachung eines zur allgemeinen Benutzung 
offenstehenden Platzes, Hafens o. ä. 

§ 6 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 
1. Der Versicherungsschutz besteht, vorbehaltlich des Abschlusses eines 
gültigen Kreditkartenvertrages, ab Beantragung der Kreditkarte mit dem 
Zeitpunkt, an dem zum Zwecke des unverzüglichen Antritts der Reise versi-
cherte Sachen aus der ständigen Wohnung des Versicherten entfernt 
werden, und endet, sobald die versicherten Sachen dort wieder eintreffen. 
Wird bei Reisen im Kraftfahrzeug das Reisegepäck nicht unverzüglich nach 
der Ankunft vor der ständigen Wohnung entladen, so endet der Versiche-
rungsschutz bereits mit dieser Ankunft. 

2. Fahrten, Gänge und Aufenthalte innerhalb des ständigen Wohnorts des 
Versicherten gelten nicht als Reisen. 

§ 7 Versicherungswert, Versicherungssumme 
1. Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert des gesamten 
versicherten Reisegepäcks gem. § 1 entsprechen und beträgt je Versiche-
rungsfall für Einzelreisende  2.000,– Euro und für Familien 5.000,– Euro. 
Die maximale Erstattung je Versicherungsjahr beträgt für Einzelreisende 
4.000,– Euro und für Familien 10.000,– Euro.  

2. Als Versicherungswert gilt derjenige Betrag, der allgemein erforderlich 
ist, um neue Sachen gleicher Art und Güte am ständigen Wohnort des Ver-
sicherten anzuschaffen, abzüglich eines dem Zustand der versicherten Sa-
che (Alter, Abnutzung, Gebrauch etc.) entsprechenden Betrages (Zeitwert). 

§ 8 Entschädigung 
Im Versicherungsfall ersetzt der Versicherer bis zur Höhe der vereinbarten 
Versicherungssumme sowie der besonderen Entschädigungsgrenzen 
gemäß § 4 für 
a) zerstörte oder abhandengekommene Sachen ihren Versicherungswert 

zur Zeit des Schadeneintritts; 
b) beschädigte reparaturfähige Sachen die notwendigen Reparaturkosten 

und gegebenenfalls eine bleibende Wertminderung, höchstens jedoch 
den Versicherungswert; 

c) Filme, Bild-, Ton- und Datenträger nur den Materialwert; 
d) die Wiederbeschaffung von Personalausweisen, Reisepässen, Kraftfahr-

zeugpapieren und sonstigen Ausweispapieren die amtlichen Gebühren. 

§ 9 Obliegenheiten 
1. Die versicherte Person hat 
a) jeden Schadenfall unverzüglich dem Versicherer anzuzeigen; 
b) Schäden nach Möglichkeit abzuwenden und zu mindern, insbesondere 

Ersatzansprüche gegen Dritte (z. B. Bahn, Post, Reederei, Fluggesell-
schaft, Gastwirt) form- und fristgerecht geltend zu machen oder auf 
andere Weise sicherzustellen und Weisungen des Versicherers zu 
beachten; 

c) alles zu tun, was zur Aufklärung des Tatbestandes dienlich sein kann. 
Sie hat alle Belege, die den Entschädigungsanspruch nach Grund und 
Höhe beweisen, einzureichen, soweit die Beschaffung ihr billigerweise 
zugemutet werden kann, und auf Verlangen ein Verzeichnis über alle bei 
Eintritt des Schadens gemäß § 1 versicherten Sachen vorzulegen; 

d) Schäden durch strafbare Handlungen (z. B. Diebstahl, Raub, vorsätzli-
che Sachbeschädigung) und Brandschäden gemäß § 2 Ziffer 2 c unver-
züglich der zuständigen Polizeidienststelle unter Einreichung einer Liste 
aller vom Schadenfall betroffenen Sachen anzuzeigen und sich dies 
schriftlich bestätigen zu lassen. Die zu erstellende Liste soll eine Einzel-
aufstellung der vom Schadenfall betroffenen Gegenstände unter Angabe 
des Anschaffungszeitpunktes sowie des Anschaffungspreises enthalten. 
Es ist im Schadenfall das vollständige Polizeiprotokoll einzureichen; 

e) eine gleichlautende Liste aller vom Schadenfall betroffenen Sachen 
gemäß Ziffer 3 einzureichen. Weicht die bei der Polizei eingereichte 
Liste von der bei dem Versicherer eingereichten Liste ab, so besteht im 
Leistungsfall nur für die versicherten Sachen ein Entschädigungsan-
spruch, die gegenüber der Polizei als abhandengekommen oder beschä-
digt gemeldet worden sind. 

2. Schäden, die im Gewahrsam eines Beförderungsunternehmens (ein-
schließlich Schäden durch nicht fristgerechte Auslieferung gem. § 2 Ziffer 
1b) oder Beherbergungsbetriebes eingetreten sind, müssen diesen unver-
züglich gemeldet werden. Dem Versicherer ist hierüber eine Bescheinigung 
einzureichen. Bei äußerlich nicht erkennbaren Schäden ist das Beförde-
rungsunternehmen unverzüglich nach der Entdeckung aufzufordern, den 
Schaden zu besichtigen und zu bescheinigen. Hierbei sind die jeweiligen 
Reklamationsfristen zu berücksichtigen.  

3. Rechtsfolgen bei Obliegenheitsverletzung 
a) Verletzt die versicherte Person vorsätzlich eine der vertraglich vereinbar-

ten Obliegenheiten, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leis-
tung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherten entspricht. 

b) Außer im Falle der Arglist ist der Versicherer jedoch zur Leistung ver-
pflichtet, soweit der Versicherte nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. 

c) Verletzt der Karteninhaber bzw. die mitversicherte Person eine nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsob-
liegenheit, so ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leis-
tungsfrei, wenn er den Karteninhaber durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.  

§ 10 Willenserklärungen und Anzeigen 
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Ver-
trag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer 
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis 
betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. 

§ 11 Gerichtsstand/Anzuwendendes Recht 
1. Klagen gegen den Versicherer  
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageer-
hebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Klagen gegen den Versicherten 
Ist der Versicherte eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnli-
chen Aufenthaltes zuständig ist. Ist der Versicherte eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherten. 

3. Wohnsitzverlegung des Versicherten 
Hat der Versicherte nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich des Versicherungsvertrags-
gesetzes verlegt oder ist sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Für 
Rechtsstreitigkeiten ist der gesetzliche Gerichtsstand maßgeblich. 

4. Es gilt deutsches Recht. 

Auslandsreise-Krankenversicherung 
Der Tarif gilt nur in Verbindung mit den Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Auslandsreise-Krankenversicherung (AVB, Stand 1.1.2012). 

1. Wer ist versichert? 
Versichert ist der Karteninhaber (Hauptversicherter). Mitversichert sind der 
Ehegatte/eingetragene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft 
wohnende Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Voll-
endung des 18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt 
beziehen. 

2. Was umfasst der Versicherungsschutz? 
Der Versicherer bietet Versicherungsschutz für Krankheiten, Unfälle und 
andere im Tarif genannte Ereignisse, die während einer vorübergehenden 
Auslandsreise auftreten. Er leistet bei einem im Ausland unvorhergesehen 
eintretenden Versicherungsfall Ersatz von Aufwendungen für Heilbehand-
lung und erbringt sonst vereinbarte Leistungen. 
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3. Für welche Auslandsreisen gilt der Versicherungsschutz? 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die ersten 60 Tage (maximale 
Dauer des Versicherungsschutzes) eines jeden Auslandsaufenthaltes 
innerhalb des Versicherungsjahres. Das Versicherungsjahr erstreckt sich, 
vorbehaltlich des Abschlusses eines gültigen Kreditkartenvertrages, über 
einen Zeitraum von jeweils 365 Tagen ab Beantragung der Kreditkarte. 

4. Wo besteht der Versicherungsschutz? 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf das Ausland. Nicht als Ausland 
gelten die Bundesrepublik Deutschland sowie die Länder, in denen die ver-
sicherte Person einen ständigen Wohnsitz hat.  

5. Was ist ein Versicherungsfall? 
Versicherungsfall ist die medizinisch notwendige Heilbehandlung einer ver-
sicherten Person wegen Krankheit, Schwangerschaftskomplikationen oder 
Unfallfolgen. Als Versicherungsfall gelten auch ein medizinisch sinnvoller 
und vertretbarer Krankenrücktransport, die Entbindung sowie der Tod. Der 
Versicherungsfall beginnt mit der Heilbehandlung; er endet, wenn nach 
medizinischem Befund keine Behandlungsbedürftigkeit mehr besteht. Muss 
die Heilbehandlung auf eine Krankheit oder Unfallfolge ausgedehnt werden, 
die mit der bisher behandelten nicht ursächlich zusammenhängt, entsteht 
insoweit ein neuer Versicherungsfall. 

6. Welche Versicherungsleistungen werden erbracht? 
6.1 Erstattet werden die Aufwendungen für: 
a) ärztliche Beratungen, Besuche und Verrichtungen einschließlich unauf-

schiebbarer Operationen und Operationsnebenkosten; 
b) ärztlich verordnete Arznei- und Verbandmittel. Nicht als Arzneimittel 

gelten, auch wenn sie ärztlich verordnet sind und heilwirksame Stoffe 
enthalten, Nähr- und Stärkungspräparate, kosmetische Präparate sowie 
Mittel, die vorbeugend oder gewohnheitsmäßig genommen werden;  

c) ärztlich verordnete Heilmittel bis zu insgesamt 150,– Euro je Versiche-
rungsfall: Inhalationen, Wärme-, Licht- und Elektrotherapie sowie – nach 
einem während des Auslandsaufenthaltes eingetretenen Unfall – medizi-
nische Bäder und Massagen; 

d) ärztlich verordnete Hilfsmittel, soweit diese erstmals aufgrund eines wäh-
rend des Auslandsaufenthaltes eingetretenen Unfalls erforderlich 
werden, bis zu insgesamt 150,– Euro je Versicherungsfall; 

e) Röntgendiagnostik und Strahlentherapie; 
f) Unterkunft und Verpflegung bei stationärer Heilbehandlung; 
g) den medizinisch notwendigen Transport in das nächsterreichbare geeig-

nete Krankenhaus oder zum nächsterreichbaren Notfallarzt durch aner-
kannte Rettungsdienste zur Erstversorgung nach einem Unfall oder 
Notfall; 

h) schmerzstillende Zahnbehandlung und die damit in Verbindung stehen-
den notwendigen Zahnfüllungen in einfacher Ausführung sowie Repara-
turen von Prothesen (nicht jedoch Neuanfertigung von Zahnersatz, 
Kronen und Inlays) bis zu insgesamt 300,– Euro je Versicherungsfall. 

6.2. Die Mehrkosten eines medizinisch sinnvollen und vertretbaren Rück-
transportes aus dem Ausland werden erstattet. Zusätzlich werden die Mehr-
kosten für eine Begleitperson erstattet, wenn die Begleitung medizinisch 
sinnvoll ist. Voraussetzung für die Kostenübernahme für den Versicherten 
ist die Kostenzusage durch den Versicherer oder der Notruf-Zentrale, die 
den Rücktransport organisierten. Die Rückführung muss an den ständigen 
Wohnsitz oder in das von dort nächsterreichbare geeignete Krankenhaus 
erfolgen. Soweit medizinische Gründe nicht entgegenstehen, ist das jeweils 
kostengünstigste Transportmittel zu wählen. Mehrkosten sind die Kosten, 
die durch den Eintritt des Versicherungsfalles für eine Rückkehr ins Inland 
zusätzlich anfallen. Die durch den Rücktransport ersparten Fahrtkosten 
werden von der Versicherungsleistung abgezogen. 

6.3 Beim Tode der versicherten Person werden die Kosten der Bestattung 
am Sterbeort oder der Überführung an deren letzten ständigen Wohnsitz 
erstattet. 

6.4 Bei medizinisch notwendiger stationärer Heilbehandlung besteht freie 
Wahl unter den im Aufenthaltsland allgemein anerkannten Krankenhäusern, 
die unter ständiger ärztlicher Leitung stehen, über ausreichende diagnosti-
sche und therapeutische Möglichkeiten verfügen und Krankengeschichten 
führen. 

6.5 Werden die Kosten einer stationären Krankenhausbehandlung von 
einem anderen Kostenträger teilweise übernommen, zahlt der Versicherer 
neben den verbleibenden erstattungsfähigen Restkosten ein Krankenhaus-
tagegeld. Das Krankenhaustagegeld errechnet sich wie folgt: Höhe der 
Kostenbeteiligung geteilt durch die Anzahl der Tage der stationären 
Behandlung – höchstens 30,– Euro täglich. Anstelle jeglicher Kostenerstat-
tung bei stationärer Behandlung kann ein Krankenhaustagegeld von 30,– 
Euro pro Tag gewählt werden.

7. In welchen Fällen besteht kein Versicherungsschutz? 
7.1 Kein Versicherungsschutz besteht für: 
a) Heilbehandlungen, von denen bei Grenzüberschreitung feststand, dass 

sie bei planmäßiger Durchführung der Reise stattfinden mussten, es sei 
denn, dass die Reise wegen des Todes des Ehegatten/eingetragenen 
Lebenspartners oder eines Verwandten ersten Grades unternommen 
wurde; 

b) Krankheiten und Unfallfolgen, deren Heilbehandlung im Ausland alleini-
ger Grund oder einer der Gründe für den Antritt der Reise war; 

c) Gesundheitsschäden und für Todesfälle, die durch kriegerische Ereig-
nisse oder innere Unruhen verursacht worden sind; Versicherungsschutz 
besteht jedoch, wenn die versicherte Person auf Reisen ins Ausland 
überraschend von diesen Ereignissen betroffen wird. Dieser Versiche-
rungsschutz entfällt am Ende des 7. Tages nach Beginn eines kriegeri-
schen Ereignisses oder einer inneren Unruhe auf dem Gebiet des Staa-
tes, in dem sich die versicherte Person aufhält; 

d) auf Vorsatz, Selbstmord, Selbstmordversuch oder auf Sucht (z. B. Alko-
hol oder Drogen) beruhende Krankheiten und Unfälle einschließlich 
deren Folgen sowie für Entgiftungs-, Entzugs- und 
Entwöhnungsbehandlungen; 

e) Kur- und Sanatoriumsbehandlung sowie Rehabilitationsmaßnahmen; 
f) ambulante Heilbehandlung in einem Heilbad oder Kurort. Diese Ein-

schränkung entfällt, wenn während eines vorübergehenden Aufenthaltes 
durch eine vom Aufenthaltszweck unabhängige Erkrankung oder einen 
dort eingetretenen Unfall Heilbehandlung notwendig wird; 

g) Behandlung durch Ehegatten/eingetragenen Lebenspartner, Eltern oder 
Kinder; nachgewiesene Sachkosten werden nach Ziffer 6 erstattet; 

h) Behandlung geistiger und seelischer Störungen und Erkrankungen sowie 
für Psychotherapie; 

i) eine durch Siechtum, Pflegebedürftigkeit oder Verwahrung bedingte 
Behandlung oder Unterbringung; 

j) Aufwendungen für nicht unfallbedingte Hilfsmittel, z. B. Brillen, Kontakt-
linsen, Einlagen, Prothesen. 

7.2 Übersteigt eine Heilbehandlung oder sonstige Maßnahme, für die Leis-
tungen vereinbart sind, das medizinisch notwendige Maß oder ist die gefor-
derte Vergütung für die Verhältnisse des Reiselandes nicht angemessen, 
kann der Versicherer seine Leistungen auf einen angemessenen Betrag 
herabsetzen. 

7.3 Besteht Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfall- oder 
Rentenversicherung, auf eine gesetzliche Heil- oder Unfallfürsorge, ist der 
Versicherer nur für die Aufwendungen leistungspflichtig, welche trotz der 
gesetzlichen Leistungen notwendig bleiben. Ansprüche der versicherten 
Person auf Krankenhaustagegeld werden hiervon jedoch nicht berührt. 

7.4 Soweit im Versicherungsfall ein Dritter leistungspflichtig ist oder eine 
Entschädigung aus anderen Versicherungsverträgen mit Ausnahme von 
anderen privaten Krankenversicherungsverträgen beansprucht werden 
kann, gehen diese Leistungsverpflichtungen vor. Meldet der Karteninhaber 
den Versicherungsfall dem Auslandsreise-Krankenversicherer dieses Ver-
trages, wird dieser jedoch im Rahmen seiner Verpflichtungen in Vorleistung 
treten. 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Auslands-
reise-Krankenversicherung (AVB, Stand 1.1.2009)  

1. Woraus ergibt sich der Umfang des Versicherungsschutzes? 
Der Umfang des Versicherungsschutzes ergibt sich aus der Versicherungs-
bestätigung, besonderen schriftlichen Vereinbarungen, den Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, dem Tarif sowie den gesetzlichen Vorschriften. 
Das Versicherungsverhältnis unterliegt deutschem Recht. 

2. Wann beginnt der Versicherungsschutz? 
Der Versicherungsschutz beginnt, vorbehaltlich des Abschlusses eines gül-
tigen Kreditkartenvertrages, ab Beantragung der Kreditkarte, jedoch nicht 
vor Grenzüberschreitung ins Ausland. Für Versicherungsfälle, die vor 
Beginn des Versicherungsschutzes eingetreten sind, wird nicht geleistet. 

3. Wann endet der Versicherungsschutz? 
3.1 Der Versicherungsschutz endet – auch für schwebende Versicherungs-
fälle – mit Beendigung des Auslandsaufenthaltes unter Berücksichtigung 
der im Tarif vorgesehenen maximalen Dauer des Versicherungsschutzes, 
spätestens mit dem Wegfall der Kreditkarteninhaberschaft oder – bei Been-
digung des Vertrages zwischen dem Versicherer und dem Kreditkartenemit-
tenten – mit dem Ende des durch die letzte Kreditkartenjahresgebühr 
gedeckten Zeitabschnitts. Als Beendigung des Auslandsaufenthaltes gilt die 
Grenzüberschreitung in das Inland.
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3.2 Erfordert ein Versicherungsfall, für den Leistungsanspruch besteht, län-
gere Behandlung und ist eine Rückreise wegen nachgewiesener Transport-
unfähigkeit nicht möglich, verlängert sich der Versicherungsschutz über den 
Zeitpunkt der ursprünglichen Beendigung des Versicherungsschutzes 
(siehe Absatz 1) hinaus, bis die versicherte Person wieder transportfähig 
ist. 

4. Was tun im Schadenfall? 
4.1 Kostenbelege können nur dann erstattet werden, wenn sie unter 
Angabe der Nummer der Kreditkarte dem Versicherer direkt eingereicht 
werden. Der Versicherer ist zur Leistung nur verpflichtet, wenn die von ihm 
geforderten Nachweise im Original erbracht sind; diese werden Eigentum 
des Versicherers.  

4.2 Alle Belege müssen enthalten: den Namen des Heilbehandlers, den 
Vor- und Zunamen und das Geburtsdatum der behandelten Person, die 
Krankheitsbezeichnungen (Diagnosen), die einzelnen Leistungen des Heil-
behandlers sowie die Behandlungsdaten. Aus den Rezepten müssen die 
verordneten Medikamente, die Preise und der Quittungsvermerk deutlich 
hervorgehen. Bei Zahnbehandlung müssen die Belege die Bezeichnung der 
behandelten Zähne und die daran vorgenommenen Behandlungen tragen. 

4.3 Im Übrigen ergeben sich die Voraussetzungen für die Fälligkeit der 
Leistungen aus § 14 Absatz 1 bis 3 Versicherungsvertragsgesetz (VVG). 

4.4 Sieht der Tarif Kostenerstattung bei Krankenrücktransport vor, ist eine 
ärztliche Bescheinigung mit Angabe der genauen Krankheitsbezeichnung 
einzureichen, aus der hervorgeht, dass der Rücktransport medizinisch sinn-
voll und vertretbar ist.  

4.5 Bei der Geltendmachung von Überführungs- bzw. Bestattungskosten 
sind die amtliche Sterbeurkunde sowie eine ärztliche Bescheinigung über 
die Todesursache einzureichen. 

4.6 Der Versicherer leistet an den Hauptversicherten (Karteninhaber). Hat 
der Hauptversicherte die versicherte Person für deren Versicherungsleis-
tungen als empfangsberechtigte Person in Textform gegenüber dem Versi-
cherer bestimmt, so leistet der Versicherer an diese.  

4.7 Ansprüche auf Versicherungsleistungen können weder abgetreten noch 
verpfändet werden. 

4.8 Die in Fremdwährung entstandenen Kosten werden zum aktuellen Kurs 
des Tages, an dem die Belege beim Versicherer eingehen, in Euro umge-
rechnet. Als Kurs des Tages gilt der offizielle Euro-Wechselkurs der Euro-
päischen Zentralbank. Für nicht gehandelte Währungen, für die keine Refe-
renzkurse festgelegt werden, gilt der Kurs gemäß „Devisenkursstatistik“, 
Veröffentlichungen der Deutschen Bundesbank, Frankfurt/Main, nach 
jeweils neuestem Stand, es sei denn, es wird durch Bankbelege nachge-
wiesen, dass die zur Bezahlung der Rechnungen notwendigen Devisen zu 
einem ungünstigeren Kurs erworben wurden.  

4.9 Kosten für die Überweisung der Versicherungsleistungen in das Aus-
land und für Übersetzungen können von den Leistungen abgezogen 
werden. 

5. Anspruch auf Versicherungsleistungen 
5.1 Anspruch auf die Versicherungsleistungen hat der Hauptversicherte 
bzw. die nach 4.6 als  empfangsberechtigt benannte versicherte Person. 

5.2 Gegen diesen Anspruch der versicherten Person darf der Versicherer 
nicht mit den ihm zustehenden Forderungen aus dem Vertrag mit dem Kre-
ditkartenemittenten aufrechnen; die Vorschrift des § 35 Versicherungsver-
tragsgesetz wird abbedungen. 

6. Welche Obliegenheiten sind nach Eintritt des Versicherungsfalles 
zu beachten? 
6.1 Die versicherte Person hat nach Möglichkeit für die Minderung des 
Schadens zu sorgen und alle Handlungen zu unterlassen, die der Gene-
sung hinderlich sind. 

6.2 Der Hauptversicherte und die versicherte Person haben auf Verlangen 
des Versicherers jede Auskunft zu erteilen, die zur Feststellung des Versi-
cherungsfalles oder der Leistungspflicht des Versicherers und ihres Umfan-
ges erforderlich ist. Insbesondere sind sie verpflichtet, Erklärungen zur Ent-
bindung von der Schweigepflicht abzugeben. Außerdem sind dem Versi-
cherer auf dessen Verlangen Beginn und Ende eines jeden Auslandsauf-
enthaltes nachzuweisen.  

6.3 Auf Verlangen des Versicherers ist die versicherte Person verpflichtet, 
sich durch einen vom Versicherer beauftragten Arzt untersuchen zu lassen. 

7. Welche Folgen haben Obliegenheitsverletzungen? 
Verletzt der Hauptversicherte oder die versicherte Person vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine der in Ziffer 6 genannten Obliegenheiten, ist der Versi-
cherer mit den in § 28 Absätze 2 bis 4 VVG vorgeschriebenen Einschrän-
kungen ganz oder teilweise von der Verpflichtung zur Leistung frei.

8. Obliegenheiten und Folgen bei Obliegenheitsverletzungen 
bei Ansprüchen gegenüber Dritten 
8.1 Hat der Hauptversicherte oder eine versicherte Person Ersatzansprü-
che gegen Dritte, so besteht unbeschadet des gesetzlichen Forderungs-
überganges gem. § 86 VVG die Verpflichtung, diese Ansprüche bis zur 
Höhe, in der aus dem Versicherungsvertrag Ersatz (Kostenerstattung sowie 
Sach- und Dienstleistungen) geleistet wird, an den Versicherer schriftlich 
abzutreten. Gibt der Hauptversicherte oder eine versicherte Person einen 
solchen Anspruch oder ein zur Sicherung des Anspruches dienendes Recht 
ohne Zustimmung des Versicherers auf, wird dieser insoweit von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, als er aus dem Anspruch oder dem Recht hätte 
Ersatz erlangen können. 

8.2 Der Hauptversicherte oder die versicherte Person hat seinen (ihren) 
Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruches dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu 
wahren und bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erfor-
derlich mitzuwirken. 

8.3 Verletzt der Hauptversicherte oder eine versicherte Person vorsätzlich 
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Obliegenheiten, ist der Versicherer 
zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz 
von dem Dritten erlangen kann. Im Falle einer grob fahrlässigen Verletzung 
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

8.4 Steht dem Hauptversicherten oder einer versicherten Person ein 
Anspruch auf Rückzahlung ohne rechtlichen Grund gezahlter Entgelte 
gegen den Erbringer von Leistungen zu, für die der Versicherer aufgrund 
des Versicherungsvertrages Erstattungsleistungen erbracht hat, sind die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden. 

8.5 Wurde von einem Dritten Schadenersatz nicht versicherungsrechtlicher 
Art geleistet, ist der Versicherer berechtigt, den Ersatz auf seine Leistungen 
anzurechnen, soweit der geleistete  Schadenersatz und seine Versiche-
rungsleistung zusammen den tatsächlichen Schaden übersteigen würden. 

8.6 Erfährt der Versicherer nach Erbringung der Versicherungsleistung 
davon, dass von einem Dritten Schadenersatz nicht versicherungsrechtli-
cher Art geleistet wurde, kann er die erbrachte Versicherungsleistung, 
soweit der geleistete Schadenersatz und seine Versicherungsleistung 
zusammen den tatsächlichen Schaden übersteigen, zurückfordern. 

9. Willenserklärungen und Anzeigen 
Willenserklärungen und Anzeigen gegenüber dem Versicherer bedürfen der 
Schriftform, sofern nicht ausdrücklich Textform vereinbart ist. 

10. Gerichtsstand 
10.1 Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Hauptversi-
cherten ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Hauptversicherte 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.  

10.2 Klagen gegen den Versicherer können bei dem Gericht am Wohnsitz 
oder an dem gewöhnlichen Aufenthaltsort des Hauptversicherten oder bei 
dem Gericht am Sitz des Versicherers anhängig gemacht werden. 

10.3 Verlegt der Hauptversicherte nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in einen anderen Staat als die Bundesrepub-
lik Deutschland oder ist sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des 
Versicherers zuständig. 

Auslands-Auto-Schutzbriefversicherung 

1. Versicherungsumfang 
Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Karteninhaber/die mit-
versicherten Personen anlässlich einer Auslandsreise mit ihrem Fahrzeug 
eine Panne/einen Unfall erleiden, das Fahrzeug gestohlen wird oder ein 
Totalschaden eintritt sowie bei Erkrankung oder Tod des Fahrers. Der 
Umfang des Versicherungsschutzes geht aus § 1 – versicherte Gefahren – 
der Allgemeinen Bedingungen für die Business 2013 Auslands-Auto-
Schutzbriefversicherung (EVASB 2002, Stand 01.01.2009) hervor. Versi-
cherungsschutz besteht unabhängig vom Einsatz der Business Card 2013. 

2. Versicherte Personen 
Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/eingetra-
gene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende 
Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen. Für 
die aufgeführten versicherten Personen besteht nur dann Versicherungs-
schutz, wenn sie die Reise auch gemeinsam mit dem Karteninhaber durch-
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führen. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist der ständige Wohn-
sitz der versicherten Personen in der Bundesrepublik Deutschland. Sofern 
aus beruflichen Gründen der Hauptwohnsitz vorübergehend ins Ausland 
verlegt wird, bleibt der Versicherungsschutz bis zu 12 Monate bestehen. 

3. Versicherungssummen 
Diverse – siehe die nachstehenden EVASB 2002, Stand 01.01.2009. 

4. Bedingungen 
Allgemeine Bedingungen für die Business 2013 Auslands-Auto-Schutzbrief-
versicherung (EVASB 2002, Stand 01.01.2009), diese sowie die gesetzli-
chen Bestimmungen. 

5. Geltungsbereich 
Europa sowie die außereuropäischen Anliegerstaaten des Mittelmeeres. 
Kein Versicherungsschutz besteht für Schadenereignisse in der Bundesre-
publik Deutschland sowie für Schadenereignisse innerhalb einer Entfernung 
von 50 km vom Wohnsitz des Karteninhabers bzw. der mitversicherten 
Personen. 

6. Ausschlüsse 
Siehe § 9 – Risikoausschlüsse – nachstehender EVASB 2002, Stand 
01.01.2009. 

7. Subsidiarität 
Versicherungsschutz besteht subsidiär zu anderweitig bestehenden Versi-
cherungen, d. h., sofern Versicherungsschutz für dieselbe Gefahr auch 
noch bei einem anderen Versicherer besteht, geht der anderweitige Vertrag 
diesem Vertrag vor. Dem Karteninhaber steht es frei, welchem Versicherer 
er den Schadenfall anzeigt. Meldet er den Schadenfall dem Auslands-Auto-
Schutzbriefversicherer dieses Vertrages, dann wird dieser insoweit auch in 
Vorleistung treten. 

8. Versichertes Risiko 
Versicherungsschutz besteht für folgende Fahrzeuge (Kräder über 50 ccm, 
PKW, Wohnmobile bis zu 4 t): 
a) Fahrzeug des Karteninhabers bzw. der mitversicherten Personen 
b) ein dem Karteninhaber zur Verfügung gestelltes Firmenfahrzeug 
c) ein Selbstfahrer-Mietfahrzeug 
Zeitgleich besteht Versicherungsschutz nur für ein Fahrzeug. 

9. Beginn/Dauer des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz besteht, vorbehaltlich des Abschlusses eines gül-
tigen Kreditkartenvertrages, ab Beantragung der Kreditkarte vom Beginn 
der Reise bis zur Rückkehr von der Reise. 

Allgemeine Bedingungen für die Business 2013 
Auslands-Auto-Schutzbriefversicherung 
(EVASB 2002, Stand 01.01.2009) 

§ 1 Versicherte Gefahren 
1. Der Versicherer leistet Entschädigung in Geld oder erbringt Serviceleis-
tungen in folgenden Fällen: 
1.1 Panne und Unfall (§ 2) 
1.1.1 Wiederherstellung der Fahrbereitschaft am Schadensort(§ 2 Nr. 1) 
1.1.2 Bergen und Abtransport (§ 2 Nr. 2) 
1.1.3 Übernachtung bei Fahrzeugausfall (§ 2 Nr. 3.1 und Nr. 3.2) 
1.1.4 Weiterfahrt oder Rückfahrt bei Fahrzeugausfall (§ 2 Nr. 4.1) 
1.1.5 Mietwagen bei Fahrzeugausfall (§ 2 Nr. 4.2) 
1.1.6 Ersatzteilversand (§ 2 Nr. 4.3) 
1.1.7 Fahrzeugtransport bei Fahrzeugausfall (§ 2 Nr. 4.4) 
1.1.8 Fahrzeugunterstellung (§ 2 Nr. 4.5) 
1.1.9 Benennung von Werkstätten vor Ort (§ 2 Nr. 4.6) 
1.2 Diebstahl und Totalschaden (§ 3) 
1.2.1 Übernachtung (§ 3 Nr. 1) 
1.2.2 Weiterfahrt und Rückfahrt (§ 3 Nr. 2) 
1.2.3 Mietwagen (§ 3 Nr. 3) 
1.2.4 Fahrzeugverzollung und -verschrottung (§ 3 Nr. 4) 
1.2.5 Fahrzeugunterstellung (§ 3 Nr. 5) 
1.3 Fahrerausfall (§ 4) 
1.3.1 Fahrzeugrückholung (§ 4 Nr. 1) 
1.3.2 Übernachtung (§ 4 Nr. 2) 
1.4 Reiserückrufservice (§ 5) 
1.5 Fahrzeugschlüssel-Service (§ 6) 

2. Zur Vermeidung unnötiger Kosten ist der Karteninhaber verpflichtet, sich 
unverzüglich nach Eintritt des Schadenfalles in den nachfolgenden Fällen 
mit dem Versicherer darüber abzustimmen, ob und welche Leistungen 
dieser erbringt:

Ersatzteilversand (§ 2 Nr. 4.3), Fahrzeugtransport bei Fahrzeugausfall (§ 2 
Nr. 4.4), Fahrzeugverzollung und -verschrottung (§ 3 Nr. 4) und Fahrzeug-
rückholung bei Fahrerausfall (§ 4 Nr. 1). Unterbleibt diese Abstimmung, so 
werden die aufgrund der unterbliebenen Abstimmung entstandenen Mehr-
kosten vom Versicherer nicht ersetzt, es sei denn, dass der Karteninhaber 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat. Die §§ 82 VVG 
(Abwendung und Minderung des Schadens) und 83 VVG (Aufwendungser-
satz) bleiben unberührt.  
3. Fahrzeuge im Sinne dieser Bedingungen sind Kräder (über 50 ccm), Per-
sonenkraftwagen und Wohnmobile bis zu 4 t. Alle Fahrzeuge dürfen nach 
ihrer Bauart und Ausstattung nur zur Beförderung von nicht mehr als neun 
Personen (einschließlich Führer) geeignet und bestimmt sein. Der Versi-
cherungsschutz erstreckt sich auch auf mitgeführte Wohnwagen-, Gepäck- 
oder Bootsanhänger sowie mitgeführtes Gepäck und Ladung. 

§ 2 Panne und Unfall 
Kann das Fahrzeug aufgrund einer Panne (Brems-, Betriebs- oder reiner 
Bruchschaden) oder eines Unfalles (unmittelbar von außen her, plötzlich 
mit mechanischer Gewalt einwirkendes Ereignis) seine Fahrt nicht unmittel-
bar fortsetzen, erbringt der Versicherer Leistungen für: 
1. die Wiederherstellung der Fahrbereitschaft des Fahrzeuges unmittelbar 
an der Schadenstelle durch Pannenhilfsfahrzeuge bis zu einem Wert von 
100,– Euro (einschließlich der vom Pannenhilfsfahrzeug mitgeführten 
Kleinteile); 
2. das Bergen und den Abtransport, wobei sich die Leistungspflicht des 
Versicherers für den Abtransport auf einen Wert bis zu 150,– Euro 
beschränkt und die Leistungen gemäß Nr. 1 angerechnet werden;  
3.1 eine Übernachtung des Karteninhabers und der mitversicherten Perso-
nen bis zu 60,– Euro pro Person, wenn das Fahrzeug am Schadensort oder 
in dessen Nähe fahrbereit gemacht, die Fahrbereitschaft aber am Tag des 
Schadenfalles nicht wiederhergestellt werden kann und der Karteninhaber 
und die mitversicherten Personen deshalb am Ort der Reparaturwerkstatt 
oder am nächstgelegenen Ort mit einer Übernachtungsmöglichkeit 
übernachten; 
3.2 weitere Übernachtungen nach Maßgabe von Nr. 3.1 bis zur Wiederher-
stellung der Fahrbereitschaft des Fahrzeuges, wenn das Fahrzeug an dem 
auf den Schadenfall folgenden Tag nicht wieder in fahrbereiten Zustand 
versetzt ist, jedoch für höchstens zwei weitere Übernachtungen; 
4. anstelle der Leistung nach Nr. 3.2 
4.1 die Fahrt des Karteninhabers und der mitversicherten Personen mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln – nach Wahl des Einzelnen – entweder zum 
Zielort und vom Zielort zurück zu der Reparaturwerkstatt am Schadensort 
oder zu dem amtlich festgelegten Wohnsitz des Karteninhabers und für 
diesen oder eine von ihm beauftragte Person vom Wohnsitz zur Reparatur-
werkstatt am Schadensort auf dem jeweils kürzesten Wege. Die Kostener-
stattung erfolgt bei einer einfachen Entfernung unter 1.200 Bahnkilometern 
bis zur Höhe der Bahnkosten 2. Klasse, bei größeren Entfernungen bis zur 
Höhe der Bahnkosten 1. Klasse oder der Liegewagenkosten, jeweils ein-
schließlich Zuschläge, oder die Kosten eines Linienfluges der Economy-
Klasse sowie für nachgewiesene Taxifahrten bis zu 30,– Euro. Liegt der 
Zielort außerhalb des in § 7 Nr. 1 bezeichneten Geltungsbereiches, 
beschränkt sich die Leistung auf die Fahrt innerhalb dieses Geltungsberei-
ches oder  
4.2 die Anmietung eines gleichartigen Selbstfahrer-Vermietfahrzeuges bis 
zur Wiederherstellung der Fahrbereitschaft oder für die Fahrt zum ständi-
gen Wohnsitz des Karteninhabers, jedoch längstens für sieben Tage und 
höchstens bis zu 350,– Euro. Wird diese Leistung in Anspruch genommen, 
stehen weder dem Karteninhaber noch einer der mitversicherten Personen 
Leistungen nach § 2 Nr. 3.2 und 4.1 zu; 
4.3 den Bahn- oder Lufttransport von Fahrzeugersatzteilen zu einem Scha-
densort, der innerhalb des in § 7 Nr. 1 bezeichneten Geltungsbereiches 
liegt sowie den eventuell erforderlichen einfachen Rücktransport ausge-
tauschter Motoren, Getriebe oder Achsen. Voraussetzung ist, dass die 
Ersatzteile zur Wiederherstellung der Fahrbereitschaft des Fahrzeuges not-
wendig sind und am Schadensort oder in dessen Nähe nicht beschafft 
werden können;  
4.4 den Rücktransport des Fahrzeuges von einem Schadensort innerhalb 
des in § 7 Nr. 1 bezeichneten Geltungsbereiches zu einer Werkstatt an den 
amtlich festgelegten Wohnsitz des Karteninhabers oder den Weitertransport 
bis zum Zielort, sofern dadurch keine höheren Kosten als beim Rücktrans-
port entstehen und eine Reparatur am Zielort möglich ist. Voraussetzung 
ist, dass das Fahrzeug am Schadensort oder in dessen Nähe nicht fahrbe-
reit gemacht werden kann und die Kosten einer Reparatur den Wiederbe-
schaffungswert des Fahrzeuges am Tage des Schadens im Inland nicht 
übersteigen. Wiederbeschaffungswert ist der Kaufpreis, der aufgewandt 
werden muss, um ein gleichwertiges, gebrauchtes Fahrzeug zu erwerben.
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4.5 Muss das Fahrzeug nach Panne oder Unfall bis zur Wiederherstellung 
der Fahrbereitschaft oder Durchführung des Transportes zu einer Werkstatt 
untergestellt werden, trägt der Versicherer die hierdurch entstehenden 
Kosten, jedoch höchstens für zwei Wochen. 

4.6 Muss das Fahrzeug repariert werden, hilft der Versicherer bei der 
Suche nach einer Werkstatt. Für die Leistung der Werkstatt übernimmt der 
Versicherer keine Haftung. 

§ 3 Diebstahl und Totalschaden 
Kann das Fahrzeug aufgrund eines Diebstahls oder Totalschadens (Repa-
raturkosten übersteigen den Kaufpreis, der am Tage des Schadens im 
Inland aufgewandt werden muss, um ein gleichwertiges, gebrauchtes Fahr-
zeug zu erwerben) nicht zu dem amtlich festgelegten Wohnsitz des Karten-
inhabers zurückgefahren werden, erbringt der Versicherer Leistungen für:  

1. höchstens drei Übernachtungen des Karteninhabers und der mitversi-
cherten Personen, jeweils bis zu 60,– Euro pro Person, soweit Übernach-
tungen durch den Diebstahl oder Totalschaden erforderlich werden; 

2. die Fahrt des Karteninhabers und der mitversicherten Personen mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln zum Zielort und zurück zu dem amtlich festge-
legten Wohnsitz des Karteninhabers auf dem jeweils kürzesten Wege. Die 
Kostenerstattung erfolgt bei einer einfachen Entfernung unter 1.200 Bahnki-
lometern bis zur Höhe der Bahnkosten 2. Klasse, bei größeren Entfernun-
gen bis zur Höhe der Bahnkosten 1. Klasse oder der Liegewagenkosten, 
jeweils einschließlich Zuschläge, oder der Kosten eines Linienfluges der 
Economy-Klasse sowie für nachgewiesene Taxifahrten bis zu 30,– Euro; 

3. anstelle der Ersatzleistungen nach Nr. 1 und Nr. 2 die Anmietung eines 
gleichartigen Selbstfahrer-Vermietfahrzeuges zur Weiter- und Rückfahrt, 
jedoch längstens bis zu 7 Tagen und höchstens bis zu 350,– Euro. Wird 
diese Leistung in Anspruch genommen, stehen weder dem Karteninhaber 
noch einer der mitversicherten Personen Leistungen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 
zu; 

4. die Fahrzeugverzollung und -verschrottung durch Erstattung der für das 
Fahrzeug anfallenden Zollgebühren oder der Kosten der Verschrottung, 
wenn eine solche zur Vermeidung von Zollgebühren durchgeführt wird. 

5. Muss das Fahrzeug nach Diebstahl im Ausland und Wiederauffinden bis 
zur Durchführung des Rücktransportes oder der Verzollung bzw. Verschrot-
tung untergestellt werden, trägt der Versicherer die hierdurch entstehenden 
Kosten, jedoch höchstens für zwei Wochen.  

§ 4 Fahrerausfall 
Kann auf einer Reise infolge Todes des Fahrers oder dessen krankheits- 
bzw. verletzungsbedingter Fahrunfähigkeit, die länger als drei Tage dauert, 
das Fahrzeug weder von diesem noch von einem der Insassen zurückge-
fahren werden, so erbringt der Versicherer Leistungen für: 

1. Fahrt, Unterbringung und Verpflegung eines Ersatzfahrers, der das Fahr-
zeug zu dem amtlich festgelegten Wohnsitz des Karteninhabers zurückholt. 
Die Leistung des Versicherers beschränkt sich insgesamt auf einen Wert 
bis zu 0,50 Euro je km Entfernung zum Wohnsitz des Karteninhabers; 

2. höchstens drei Übernachtungen des Karteninhabers und der mitversi-
cherten Personen bis zur Fahrzeugrückholung, jeweils bis zu 60,– Euro pro 
Person, soweit die Übernachtungen durch den Fahrerausfall erforderlich 
werden.  

§ 5 Reiserückrufservice 
Erweist sich infolge eines Todes oder Erkrankung eines nahen Verwandten 
des Karteninhabers oder infolge einer erheblichen Schädigung seines Ver-
mögens dessen Rückruf von einer Reise durch Rundfunk als notwendig, 
werden die erforderlichen Maßnahmen vom Versicherer in die Wege gelei-
tet und die hierdurch entstehenden Kosten übernommen. 

§ 6 Fahrzeugschlüssel-Service 
Bei Verlust der Fahrzeugschlüssel hilft der Versicherer bei der Beschaffung 
von Ersatzschlüsseln und übernimmt die Kosten für den Versand der 
Ersatzschlüssel. Die Kosten für die Ersatzschlüssel werden nicht 
übernommen. 

§ 7 Geltungsbereich und Dauer 
1. Versicherungsschutz wird für Versicherungsfälle, die in Europa und in 
den außereuropäischen Anliegerstaaten des Mittelmeeres, aber außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland eintreten, gewährt. 

2. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem ersten Tag der Auslandsreise 
und endet mit der Rückkehr von der Reise.

§ 8 Versicherte Personen 
1. Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/einge-
tragene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende 
Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen. Für 
die aufgeführten versicherten Personen besteht nur dann Versicherungs-
schutz, wenn sie die Reise auch gemeinsam mit dem Karteninhaber 
durchführen.  
2. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist der ständige Wohnsitz 
des Karteninhabers in der Bundesrepublik Deutschland. Sofern aus berufli-
chen Gründen der Hauptwohnsitz vorübergehend ins Ausland verlegt wird, 
bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
3. Alle für den Karteninhaber getroffenen Bestimmungen gelten sinngemäß 
für die mitversicherten Personen.  
4. Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht aus-
schließlich dem Karteninhaber zu. 
5. Ist der Versicherer dem Karteninhaber gegenüber von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, so gilt dies auch gegenüber den mitversicherten 
Personen. 

§ 9 Risikoausschlüsse 
Versicherungsschutz wird nicht gewährt: 
1. wenn der Fahrer bei Eintritt des Schadens nicht die vorgeschriebene 
Fahrerlaubnis hatte. Die Verpflichtung zur Leistung bleibt jedoch gegenüber 
denjenigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahr-
erlaubnis ohne Verschulden keine Kenntnis hatten; 
2. für Schäden, die durch Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Ver-
fügung von hoher Hand, Erdbeben oder Kernenergie (der Ersatz dieser 
Schäden richtet sich ausschließlich nach dem Atomgesetz) verursacht 
werden. Ist der Beweis für das Vorliegen einer dieser Ursachen nicht zu 
erbringen, so genügt für den Ausschluss der Haftung des Versicherers die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf eine dieser Ursa-
chen zurückzuführen ist; 
3. für Schäden, die bei Beteiligung an Fahrtveranstaltungen, bei denen es 
auf die Erzielung einer Höchstgeschwindigkeit ankommt, oder die bei den 
dazugehörenden Übungsfahrten entstehen; 
4. wenn der Karteninhaber oder die mitversicherten Personen das Fahr-
zeug bei Eintritt des Schadens zur gewerbsmäßigen Personenbeförderung 
oder gewerbsmäßigen Vermietung verwenden; 
5. wenn sich der Versicherungsfall bis zu 50 km von einem grenznahen 
Wohnsitz des Karteninhabers entfernt ereignet hat; 
6. wenn in den Fällen des § 4 eine Krankheit bzw. Verletzung des Kartenin-
habers oder der mitversicherten Person, die innerhalb von sechs Wochen 
vor Reisebeginn aufgetreten ist oder noch vorhanden war, oder eine 
Schwangerschaft Ursache für den Schaden ist. 

§ 10 Obliegenheiten des Karteninhabers im Versicherungsfall 
1. Der Karteninhaber hat bei Eintritt des Versicherungsfalles  
a) dem Versicherer den Schaden unverzüglich anzuzeigen; 
b) den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei 

die Weisungen des Versicherers zu befolgen. Er hat, soweit die 
Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen; 

c) dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang seiner Leistungspflicht zu gestat-
ten, Originalbelege zum Nachweis der Schadenhöhe vorzulegen und die 
behandelnden Ärzte im Rahmen von § 213 VVG von der Schweigepflicht 
zu entbinden; 

d) den Versicherer bei der Geltendmachung der auf diesen gemäß § 86 
VVG übergehenden Ersatzansprüche zu unterstützen sowie ihm die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Beweismittel auszuhändigen; 

e) dem Versicherer Name, Anschrift und Versicherungsschein-Nummer 
(Mitglieds-Nummer) einer anderweitig bestehenden Versicherung anzu-
geben, sofern bei dieser Versicherungsschutz für dieselbe Gefahr 
besteht. 

2. Verletzt der Karteninhaber vorsätzlich eine vertraglich vereinbarte Oblie-
genheit, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Karteninhabers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit hat der Karteninhaber zu beweisen. Außer im Falle der Arglist ist 
der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Karteninhaber 
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.
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§ 11 Besondere Verwirkungsgründe 
1. Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer vorsätzlich den Versicherungsfall herbeiführt. 

2. Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig 
herbei, ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen.  

3. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Kar-
teninhaber oder die mitversicherten Personen den Versicherer arglistig über 
Tatsachen zu täuschen versuchen, die für den Grund oder für die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind. 

§ 12 Abtretung 
Die Versicherungsansprüche können von ihrer endgültigen Feststellung 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Versicherers weder abgetreten noch 
verpfändet werden. 

§ 13 Subsidiarität 
Versicherungsschutz besteht subsidiär zu anderweitig bestehenden Versi-
cherungen, d. h., sofern Versicherungsschutz für dieselbe Gefahr auch 
noch bei einem anderen Versicherer besteht, geht der anderweitige Vertrag 
diesem Vertrag vor. Dem Karteninhaber steht es frei, welchem Versicherer 
er den Schadenfall anzeigt. Meldet er den Schadenfall dem Auslands-Auto-
Schutzbriefversicherer dieses Vertrages, dann wird dieser insoweit auch in 
Vorleistung treten. 

§ 14 Schlussbestimmung 
1. Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt 
ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

2. Ein Auszug aus dem Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG), der 
in den EVASB 2002, Stand 01.01.2009, erwähnte Bestimmungen enthält, 
ist dem Bedingungstext beigefügt. 

Reiseserviceversicherung 
Es gelten die Allgemeinen Bedingungen für die Reiseserviceversicherung 
sowie diese Erläuterungen/Hinweise. 

Versicherte Personen 
Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/eingetra-
gene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende 
Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen. 

Geltungsbereich 
Weltweit ohne Bundesrepublik Deutschland 

Ausschlüsse 
Siehe Allgemeine Bedingungen für die Reiseserviceversicherung, § 7 

Subsidiarität 
Versicherungsschutz besteht subsidiär zu anderweitig bestehenden Versi-
cherungen, d. h., sofern Versicherungsschutz für dieselbe Gefahr auch 
noch bei einem anderen Versicherer besteht, geht der anderweitige Vertrag 
diesem Vertrag vor. Dem Karteninhaber steht es frei, welchem Versicherer 
er den Schadenfall anzeigt. Meldet er den Schadenfall der Union Reisever-
sicherung, dann wird die Union Reiseversicherung insoweit auch in Vorleis-
tung treten. 

Obliegenheiten im Schadenfall 
Siehe Allgemeine Bedingungen für die Reiseserviceversicherung, §§ 9 
und 10 

Rechte im Schadenfall 
Die Ausübung der Rechte im Schadenfall steht dem Karteninhaber  gegen-
über dem Versicherer direkt zu. 

Allgemeine Bedingungen für die Reiseserviceversicherung 

§ 1 Gegenstand der Versicherung 
1. Der Versicherer erbringt Beistandsleistungen bzw. leistet Entschädigung 
in folgenden Notfällen, die dem Karteninhaber während der Reise 
zustoßen: 
a) Krankheit/Unfall (§ 2) 
b) Such-, Rettungs- und Bergungskosten (§ 3 Nr. 1) 
c) Strafverfolgungsmaßnahmen (§ 3 Nr. 2) 
d) Verlust von Reisedokumenten (§ 3 Nr. 3) 
e) Reiserufservice (§ 3 Nr. 4)

2. Voraussetzung für die Erbringung einer Beistandsleistung ist, dass sich 
der Karteninhaber oder ein von ihm Beauftragter bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls telefonisch oder in sonstiger Weise an den Versicherer wendet. 
Ersatz der versicherten Kosten wird unabhängig davon geleistet. Der Versi-
cherer kann allerdings aufgrund der unterbliebenen Benachrichtigung und 
Abstimmung entstandene Mehrkosten abziehen. 

§ 2 Krankheit/Unfall nach Antritt der Reise 
1. Verschreibungspflichtige Arzneimittel im Ausland 
Benötigt der Karteninhaber oder eine mitversicherte Person krankheits- 
oder unfallbedingt verschreibungspflichtige Arzneimittel und sind Ersatzprä-
parate nicht erhältlich, übernimmt der Versicherer den Versand der Präpa-
rate nach Absprache mit dem Hausarzt. Die Kosten des Arzneimittels 
werden vom Versicherer nicht übernommen.  

§ 3 Sonstige Notfälle 
1. Such-, Rettungs- und Bergungskosten 
Erleidet der Karteninhaber oder eine mitversicherte Person einen Unfall und 
muss deswegen gesucht, gerettet oder geborgen werden, erstattet der Ver-
sicherer hierfür die Kosten bis zu 3.000,– Euro. 
2. Strafverfolgungsmaßnahmen 
Wird der Karteninhaber oder eine mitversicherte Person verhaftet oder mit 
Haft bedroht, ist der Versicherer bei der Beschaffung eines Anwalts und 
eines Dolmetschers behilflich. In diesem Zusammenhang anfallende 
Gerichts-, Anwalts- und Dolmetscherkosten verauslagt der Versicherer bis 
zu einem Gegenwert von 3.000,– Euro. Zusätzlich verauslagt der Versiche-
rer bis zu einem Gegenwert von 15.000,– Euro die von den Behörden even-
tuell verlangte Strafkaution. 
Der Karteninhaber hat die verauslagten Beträge unverzüglich nach Erstat-
tung durch die Behörde oder das Gericht, spätestens jedoch innerhalb von 
drei Monaten nach Auszahlung, dem Versicherer zurückzuzahlen.  
3. Verlust von Reisedokumenten 
Bei Verlust von Reisedokumenten im Ausland auf Grund von Diebstahl, 
Raub oder sonstigem Abhandenkommen ist der Versicherer bei der Ersatz-
beschaffung im Ausland behilflich und übernimmt bei Ausweispapieren die 
amtlichen Gebühren. 
4. Reiserufservice 
Erweist sich infolge Todes oder Erkrankung eines nahen Verwandten des 
Karteninhabers oder infolge einer erheblichen Schädigung seines Vermö-
gens dessen Rückruf von einer Reise durch Rundfunk als notwendig, 
werden die erforderlichen Maßnahmen vom Versicherer in die Wege gelei-
tet und die hierdurch entstandenen Kosten übernommen. 

§ 4 Reiseabbruch und verspätete Rückreise 
1. Die Rückreise wird organisiert, wenn der Karteninhaber die Reise nicht 
planmäßig beenden kann, weil er selbst, sein Ehegatte, seine Kinder, 
Eltern, Geschwister, Großeltern, Enkel, Schwiegereltern oder Schwieger-
kinder von einem der nachstehenden Ereignisse betroffen sind: 
– Tod; 
– schwere Unfallverletzung; 
– unerwartet schwere Krankheit. 
2. Bei Abbruch der Reise gemäß Nr. 1 werden die Mehrkosten bis zu einer 
Höhe von 3.000,– Euro für die Hin- und Rückbeförderung einer Ersatzper-
son zur Fortführung der privat oder geschäftlich/dienstlich veranlassten 
Reise übernommen, wenn deren Einsatz notwendig ist.  
3. Wenn der Karteninhaber nicht erreicht werden kann, wird ein Reiseruf in 
die Wege geleitet.  

§ 5 Örtlicher Geltungsbereich  
Der Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle, die während einer 
Reise außerhalb der Bundesrepublik Deutschland eintreten. 

§ 6 Versicherte Personen 
Versichert ist der Karteninhaber. Mitversichert sind der Ehegatte/eingetra-
gene Lebenspartner oder der in häuslicher Gemeinschaft wohnende 
Lebensgefährte sowie deren unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, sofern diese unterhaltsberechtigt sind und Unterhalt beziehen. 

§ 7 Risikoausschlüsse 
1. Der Versicherer haftet nicht für die Gefahren des Krieges, Bürgerkrieges 
oder kriegsähnlicher Ereignisse und solche, die sich unabhängig vom 
Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung von Kriegswerkzeugen als 
Folge einer dieser Gefahren ergeben, politische Gewalthandlungen, Auf-
ruhr, sonstige bürgerliche Unruhen und Kernenergie2.
2 Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutsch-

land nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge 
verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab.
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2. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn für den 
Versicherten der Versicherungsfall bei Abschluss der Versicherung voraus-
sehbar war oder der Versicherte ihn vorsätzlich herbeigeführt hat. 

§ 8 Forderungsübergang 
Die Ansprüche des Karteninhabers oder der mitversicherten Person gegen 
den Krankenversicherer oder Dritte gehen auf den Versicherer über, soweit 
dieser den Schaden ersetzt hat.  

§ 9 Obliegenheiten 
1. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
Der Karteninhaber/die mitversicherte Person hat 
a) alles zu vermeiden, was zu einer unnötigen Kostenerhöhung führen 

könnte; 
b) dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung über Ursache und Höhe 

seiner Leistungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft zu 
erteilen, Originalbelege einzureichen sowie gegebenenfalls die behan-
delnden Ärzte von ihrer Schweigepflicht zu entbinden. 

2. Rechtsfolgen bei Obliegenheitsverletzung 
a) Verletzt der Karteninhaber/die mitversicherte Person vorsätzlich eine der 

vertraglich vereinbarten Obliegenheiten, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherten 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versi-
cherungsnehmer zu beweisen. 

b) Außer im Falle der Arglist ist der Versicherer jedoch zur Leistung ver-
pflichtet, soweit der Versicherte nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. 

c) Verletzt der Karteninhaber/die mitversicherte Person eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-
genheit, so ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leis-
tungsfrei, wenn er den Karteninhaber durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.  

3. Ist dem Versicherer aufgrund der Obliegenheitsverletzung gemäß § 9 
Nr. 1 b) eine Abrechnung mit dem Krankenversicherer oder Dritten nicht 
möglich, ist er berechtigt, vom Karteninhaber die verauslagten Beträge 
binnen eines Monats in einer Summe zurückzufordern. 

§ 10 Besondere Verwirkungsgründe, Verjährung 
1. Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht auch dann frei, wenn 
der Versicherungsnehmer oder Berechtigte  
a) den Versicherungsfall durch Vorsatz herbeigeführt hat; 
b) aus Anlass des Versicherungsfalles in arglistiger Absicht versucht hat, 

den Versicherer zu täuschen. 

2. Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig 
herbei, ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. 

3. Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren, in 
welchem die Leistung verlangt werden kann. Ist ein Anspruch aus dem Ver-
sicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt der Zeit-
raum von der Anmeldung bis zum Zugang der in Textform mitgeteilten Ent-
scheidung des Versicherers beim Anspruchsteller bei der Fristberechnung 
nicht mit. 

§ 11 Zahlung der Entschädigung 
1. Geldleistungen des Versicherers sind fällig mit der Beendigung der zur 
Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der Leistung des 
Versicherers notwendigen Erhebungen. 

2. Einen Monat nach Anzeige des Schadens kann als Abschlagszahlung 
der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. 

3. Der Versicherer ist berechtigt, mit befreiender Wirkung an den Überbrin-
ger von ordnungsgemäßen Nachweisen zu leisten. 

4. Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagszahlung verschiebt sich um 
den Zeitraum, um den die Feststellung der Leistungspflicht des Versiche-
rers dem Grunde oder der Höhe nach durch Verschulden des Ver-
sichrungsnehmers/der versicherten Person verzögert wurde. 

5. Die in Fremdwährung entstandenen Kosten werden zum aktuellen Kurs 
des Tages, an dem die Belege beim Versicherer eingehen, in Euro umge-
rechnet. Als Kurs des Tages gilt der offizielle Euro-Wechselkurs der Euro-
päischen Zentralbank. Für nicht gehandelte Währungen, für die kein Refe-
renzkurs festgelegt wird, gilt der Kurs gemäß „Devisenkursstatistik“, Veröf-

fentlichungen der Deutschen Bundesbank, Frankfurt/Main, nach jeweils 
neuestem Stand, es sei denn, es wird durch Bankbelege nachgewiesen, 
dass die zur Bezahlung der Rechnungen notwendigen Devisen zu einem 
ungünstigeren Kurs erworben wurden. 

§ 12 Willenserklärungen und Anzeigen 
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Ver-
trag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer 
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis 
betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. 

§ 13 Gerichtsstand/Anzuwendendes Recht 
1. Klagen gegen den Versicherer  
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageer-
hebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Klagen gegen den Versicherten 
Ist der Versicherte eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnli-
chen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherte eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherten. 

3. Wohnsitzverlegung des Versicherten 
Hat der Versicherte nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich des Versicherungsvertrags-
gesetzes verlegt oder ist sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Für 
Rechtsstreitigkeiten ist der gesetzliche Gerichtsstand maßgeblich. 

4. Es gilt deutsches Recht. 

Auszug aus dem Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG) und 
Informationen für den Versicherungsnehmer 
Soweit nicht in den jeweiligen abgedruckten Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen oder den Besonderen Bedingungen Abweichendes bestimmt ist, 
gelten die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere das Versicherungsver-
tragsgesetz (VVG). Die für den Versicherungsnehmer wichtigsten Bestim-
mungen aus dem VVG sind nachfolgend auszugsweise abgedruckt. 

Fälligkeit der Geldleistung (§ 14 VVG) 
(1) Geldleistungen des Versicherers sind fällig mit der Beendigung der zur 
Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der Leistung des 
Versicherers notwendigen Erhebungen. 

(2) Sind diese Erhebungen nicht bis zum Ablauf eines Monats seit der 
Anzeige des Versicherungsfalles beendet, kann der Versicherungsnehmer 
Abschlagszahlungen in Höhe des Betrages verlangen, den der Versicherer 
voraussichtlich mindestens zu zahlen hat. Der Lauf der Frist ist gehemmt, 
solange die Erhebungen infolge eines Verschuldens des Versicherungs-
nehmers nicht beendet werden können.  

(3) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Zahlung von Verzugszinsen befreit wird, ist unwirksam. 

Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit (§ 28 VVG) 
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versicherungs-
nehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu 
erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats, nach-
dem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, es sei denn, die Verletzung beruht nicht auf Vorsatz oder auf 
grober Fahrlässigkeit. 

(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer vom 
Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Obliegenheit nicht zur 
Leistung verpflichtet ist, ist er leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer 
die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver-
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
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(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.  

(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers nach 
Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles 
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, 
dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.  

(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer 
vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist unwirksam.

Abwendung und Minderung des Schadens (§ 82 VVG) 
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles nach 
Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen.  

(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, soweit für 
ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, wenn die 
Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag 
be-teiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.  

(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 
die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver-
letzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für die Feststellung des Ver-
sicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Aufwendungsersatz (§ 83 VVG) 
(1) Der Versicherer hat Aufwendungen des Versicherungsnehmers nach 
§ 82 Abs. 1 und 2, auch wenn sie erfolglos bleiben, insoweit zu erstatten, 
als der Versicherungsnehmer sie den Umständen nach für geboten halten 
durfte. Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen Betrag 
auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

(2) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch 
den Aufwendungsersatz nach Absatz 1 entsprechend kürzen. 

(3) Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er gemäß den Weisun-
gen des Versicherers macht, sind auch insoweit zu erstatten, als sie 
zusammen mit der sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme 
übersteigen.

Übergang von Ersatzansprüchen (§ 86 VVG) 
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Drit-
ten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versi-
cherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.  

(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur 
Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der gelten-
den Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versi-
cherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur 
Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von 
dem Dritten erlangen kann. Im Falle einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.  

(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine 
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft 
lebt, kann der Übergang nach Absatz 1 nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesund-
heitsdaten und Schweigepflichtentbindungserklärung (Ein-
willigungs-/Schweigepflichtentbindungserklärung)
Stand: 01.11.2019 EU

Der Text der Einwilligungs-/Schweigepflichtentbindungserklärung 
wurde im Frühjahr 2011 mit den Datenschutzaufsichtsbehörden inhalt-
lich abgestimmt. Dies gilt nicht für Ziffer 3.6.

Die Bezeichnung „der Versicherer“ steht im nachfolgenden Text für den 
jeweiligen Risikoträger, d. h. das Unternehmen, mit dem der Versicherungs-
vertrag geschlossen wird. Der Risikoträger ist das jeweilige Konzernunter-
nehmen der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung. 
Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, der EU-Datenschutz-
Grundverordnung sowie anderer Datenschutzvorschriften enthalten keine 
ausreichenden Rechtsgrundlagen für die Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung von Gesundheitsdaten durch Versicherungen. Um Ihre Gesundheits-
daten für diesen Antrag und den Vertrag erheben und verwenden zu 
dürfen, benötigen wir, der Versicherer, daher Ihre datenschutzrechtliche(n) 
Einwilligung(en). Darüber hinaus benötigen wir Ihre Schweigepflichtentbin-
dungen, um Ihre Gesundheitsdaten bei schweigepflichtigen Stellen, wie 
z. B. Ärzten, erheben zu dürfen. Als Unternehmen der Lebens-, Kranken- 
oder Unfallversicherung benötigen wir Ihre Schweigepflichtentbindung 
ferner, um Ihre Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203 Strafgesetzbuch 
(StGB) geschützte Daten, wie z. B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit 
Ihnen besteht, an andere Stellen, z. B. IT-Dienstleister weiterleiten zu 
dürfen. 
Es steht Ihnen frei, die Einwilligung/Schweigepflichtentbindung nicht abzu-
geben oder jederzeit später mit Wirkung für die Zukunft unter der Adresse 
des Versicherers zu widerrufen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass ohne 
Verarbeitung von Gesundheitsdaten der Abschluss oder die Durchführung 
des Versicherungsvertrages in der Regel nicht möglich sein wird. 
Die Erklärungen betreffen den Umgang mit Ihren Gesundheitsdaten und 
sonstiger nach § 203 StGB geschützter Daten 
– durch den Versicherer selbst (unter 1.), 
– im Zusammenhang mit der Abfrage bei Dritten (unter 2.), 
– bei der Weitergabe an Stellen außerhalb des Versicherers (unter 3.) und 
– wenn der Vertrag nicht zustande kommt (unter 4.). 
Die Erklärungen gelten für die von Ihnen gesetzlich vertretenen Personen 
wie Ihre Kinder, soweit diese die Tragweite dieser Einwilligung nicht erken-
nen und daher keine eigenen Erklärungen abgeben können.

1. Erhebung, Speicherung und Nutzung der von Ihnen mitgeteilten 
Gesundheitsdaten durch den Versicherer

Ich willige ein, dass der Versicherer die von mir in diesem Antrag und künf-
tig mitgeteilten Gesundheitsdaten erhebt, speichert und nutzt, soweit dies 
zur Antragsprüfung sowie zur Begründung, Durchführung oder Beendi-
gung dieses Versicherungsvertrages erforderlich ist.

2. Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten 

2.1 Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten zur Risikobeurteilung 
und zur Prüfung der Leistungspflicht
Für die Beurteilung der zu versichernden Risiken kann es notwendig sein, 
Informationen von Stellen abzufragen, die über Ihre Gesundheitsdaten ver-
fügen. Außerdem kann es zur Prüfung der Leistungspflicht erforderlich sein, 
dass der Versicherer die Angaben über Ihre gesundheitlichen Verhältnisse 
prüfen muss, die Sie zur Begründung von Ansprüchen gemacht haben oder 
die sich aus eingereichten Unterlagen (z. B. Rechnungen, Verordnungen, 
Gutachten) oder Mitteilungen z. B. eines Arztes oder sonstigen Angehöri-
gen eines Heilberufs ergeben. 
Diese Überprüfung erfolgt nur, soweit es erforderlich ist. Der Versicherer 
benötigt hierfür Ihre Einwilligung einschließlich einer Schweigepflichtentbin-
dung für sich sowie für diese Stellen, falls im Rahmen dieser Abfragen 
Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203 StGB geschützte Informationen 
weitergegeben werden müssen. 
Sie können diese Erklärungen bereits hier (I) oder später im Einzelfall (II) 
erteilen. Sie können Ihre Entscheidung jederzeit ändern. Bitte entscheiden 
Sie sich für eine der beiden nachfolgenden Möglichkeiten:

Möglichkeit I (Allgemeine Entbindung von der Schweigepflicht):
Ich willige ein, dass der Versicherer – soweit es für die Risikobeurtei-
lung oder für die Leistungsfallprüfung erforderlich ist – meine Gesund-
heitsdaten bei Ärzten, Pflegepersonen sowie bei Bediensteten von 
Krankenhäusern, sonstigen Krankenanstalten, Pflegeheimen, Perso-
nenversicherern, gesetzlichen Krankenkassen, Berufsgenossenschaf-
ten und Behörden erhebt und für diese Zwecke verwendet. 
Ich befreie die genannten Personen und Mitarbeiter der genannten 
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Einrichtungen von ihrer Schweigepflicht, soweit meine zulässigerweise 
gespeicherten Gesundheitsdaten aus Untersuchungen, Beratungen, 
Behandlungen sowie Versicherungsanträgen und -verträgen aus 
einem Zeitraum von bis zu zehn Jahren vor Antragstellung an den 
Versicherer übermittelt werden. 
Ich bin darüber hinaus damit einverstanden, dass in diesem Zusam-
menhang – soweit erforderlich – meine Gesundheitsdaten durch den 
Versicherer an diese Stellen weitergegeben werden und befreie auch 
insoweit die für den Versicherer tätigen Personen von ihrer Schweige-
pflicht. Ich werde vor jeder Datenerhebung nach den vorstehenden 
Absätzen unterrichtet, von wem und zu welchem Zweck die Daten 
erhoben werden sollen, und ich werde darauf hingewiesen, dass ich 
widersprechen und die erforderlichen Unterlagen selbst beibringen 
kann.

Möglichkeit II (Entbindung von der Schweigepflicht im Einzelfall):
Ich wünsche, dass mich der Versicherer in jedem Einzelfall informiert, 
von welchen Personen oder Einrichtungen zu welchem Zweck eine 
Auskunft benötigt wird. Ich werde dann jeweils entscheiden, ob ich 
<- in die Erhebung und Verwendung meiner Gesundheitsdaten durch 
den Versicherer einwillige, die genannten Personen oder Einrichtun-
gen sowie deren Mitarbeiter von ihrer Schweigepflicht entbinde und in 
die Übermittlung meiner Gesundheitsdaten an den Versicherer einwil-
lige <- oder die erforderlichen Unterlagen selbst beibringe. 
Mir ist bekannt, dass dies zu einer Verzögerung der Antragbearbei-
tung oder der Prüfung der Leistungspflicht führen kann.

Soweit sich die vorstehenden Erklärungen auf meine Angaben bei Antrag-
stellung beziehen, gelten sie für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Ver-
tragsschluss3. Ergeben sich nach Vertragsschluss für den Versicherer kon-
krete Anhaltspunkte dafür, dass bei der Antragstellung vorsätzlich unrich-
tige oder unvollständige Angaben gemacht wurden und damit die Risi-
kobeurteilung beeinflusst wurde, gelten die Erklärungen bis zu zehn Jahre 
nach Vertragsschluss.

3 Für einen Antrag einer Krankenversicherung gilt abweichend: Soweit sich die vorstehen-
den Erklärungen auf meine Angaben bei Antragstellung für eine Krankenversicherung 
beziehen, gelten sie für einen Zeitraum von drei Jahren nach Vertragsschluss.

2.2 Erklärungen für den Fall Ihres Todes 
Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es auch nach Ihrem Tod erforderlich 
sein, gesundheitliche Angaben zu prüfen. Eine Prüfung kann auch erforder-
lich sein, wenn sich bis zu zehn Jahre nach Vertragsschluss für den Versi-
cherer konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass bei der Antragstellung 
unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht wurden und damit die 
Risikobeurteilung beeinflusst wurde. Auch dafür bedürfen wir einer Einwilli-
gung und Schweigepflichtentbindung.

Für den Fall meines Todes willige ich in die Erhebung meiner Gesund-
heitsdaten bei Dritten zur Leistungsprüfung bzw. einer erforderlichen 
erneuten Antragsprüfung ein wie im ersten Ankreuzfeld beschrieben (siehe 
oben 2.1 – Möglichkeit I).

3. Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten und weiterer nach § 203 StGB 
geschützter Daten an Stellen außerhalb des Versicherers 

Der Versicherer verpflichtet die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die 
Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz und die Datensicherheit.

3.1 Datenweitergabe zur medizinischen Begutachtung 
Für die Beurteilung der zu versichernden Risiken und zur Prüfung der Leis-
tungspflicht kann es notwendig sein, medizinische Gutachter einzuschalten. 
Der Versicherer benötigt Ihre Einwilligung und Schweigepflichtentbindung, 
wenn in diesem Zusammenhang Ihre Gesundheitsdaten und weitere nach 
§ 203 StGB geschützte Daten übermittelt werden. Sie werden über die 
jeweilige Datenübermittlung unterrichtet.

Ich willige ein, dass der Versicherer meine Gesundheitsdaten an medizini-
sche Gutachter übermittelt, soweit dies im Rahmen der Risikoprüfung oder 
der Prüfung der Leistungspflicht erforderlich ist und meine Gesundheitsda-
ten dort zweckentsprechend verwendet und die Ergebnisse an den Versi-
cherer zurück übermittelt werden. Im Hinblick auf meine Gesundheitsdaten 
und weitere nach § 203 StGB geschützte Daten entbinde ich die für den 
Versicherer tätigen Personen und die Gutachter von ihrer Schweigepflicht.

3.2 Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder 
Personen) 

Der Versicherer führt bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Risikoprü-
fung, die Leistungsfallbearbeitung oder die telefonische Kundenbetreuung, 
bei denen es zu einer Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung Ihrer Gesund-
heitsdaten kommen kann, nicht selbst durch, sondern überträgt die Erledi-

gung einer anderen Gesellschaft der Unternehmensgruppe oder einer 
anderen Stelle. Werden hierbei Ihre nach § 203 StGB geschützten Daten 
weitergegeben, benötigt der Versicherer Ihre Schweigepflichtentbindung für 
sich und soweit erforderlich für die anderen Stellen.
Der Versicherer führt eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen 
und Kategorien von Stellen, die vereinbarungsgemäß Gesundheitsdaten 
für den Versicherer erheben, verarbeiten oder nutzen unter Angabe 
der übertragenen Aufgaben. Die zurzeit gültige Liste ist als Anlage 
der Einwilligungserklärung angefügt. Eine aktuelle Liste kann auch im 
Internet unter dienstleister.vkb.de eingesehen oder bei der 
Versicherungskammer Bayern, Abteilung Datenschutz, 80530 München; 
E-Mail: datenschutz@vkb.de, angefordert werden. Für die Weitergabe Ihrer 
Gesundheitsdaten an und die Verwendung durch die in der Liste genannten 
Stellen benötigt der Versicherer Ihre Einwilligung.

Ich willige ein, dass der Versicherer meine Gesundheitsdaten an die in der 
oben erwähnten Liste genannten Stellen übermittelt und dass die Gesund-
heitsdaten dort für die angeführten Zwecke im gleichen Umfang erhoben, 
verarbeitet und genutzt werden, wie der Versicherer dies tun dürfte. Soweit 
erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter der Unternehmensgruppe und 
sonstiger Stellen im Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheitsdaten 
und anderer nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer 
Schweigepflicht.

3.3 Datenweitergabe an Rückversicherungen 
Um die Erfüllung Ihrer Ansprüche abzusichern, kann der Versicherer Rück-
versicherungen einschalten, die das Risiko ganz oder teilweise überneh-
men. In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherungen dafür weite-
rer Rückversicherungen, denen sie ebenfalls Ihre Daten übergeben. Damit 
sich die Rückversicherung ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versi-
cherungsfall machen kann, ist es möglich, dass der Versicherer Ihren Versi-
cherungsantrag oder Leistungsantrag der Rückversicherung vorlegt. Das ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Versicherungssumme besonders 
hoch ist oder es sich um ein schwierig einzustufendes Risiko handelt. 
Darüber hinaus ist es möglich, dass die Rückversicherung den Versicherer 
aufgrund ihrer besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprü-
fung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Haben 
Rückversicherungen die Absicherung des Risikos übernommen, können sie 
kontrollieren, ob der Versicherer das Risiko bzw. einen Leistungsfall richtig 
eingeschätzt hat. 
Außerdem werden Daten über Ihre bestehenden Verträge und Anträge im 
erforderlichen Umfang an Rückversicherungen weitergegeben, damit diese 
überprüfen können, ob und in welcher Höhe sie sich an dem Risiko beteili-
gen können. Zur Abrechnung von Prämienzahlungen und Leistungsfällen 
können Daten über Ihre bestehenden Verträge an Rückversicherungen wei-
tergegeben werden. 
Zu den oben genannten Zwecken werden möglichst anonymisierte bzw. 
pseudonymisierte Daten, jedoch auch personenbezogene Gesundheitsan-
gaben verwendet. 
Ihre personenbezogenen Daten werden von den Rückversicherungen nur 
zu den vorgenannten Zwecken verwendet. Über die Übermittlung Ihrer 
Gesundheitsdaten an Rückversicherungen werden Sie durch den Versiche-
rer unterrichtet.

Ich willige ein, dass meine Gesundheitsdaten – soweit erforderlich – an 
Rückversicherungen übermittelt und dort zu den genannten Zwecken ver-
wendet werden. Soweit erforderlich, entbinde ich die für den Versicherer 
tätigen Personen im Hinblick auf die Gesundheitsdaten und weiteren nach 
§ 203 StGB geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

3.4 Datenaustausch mit dem Hinweis- und Informationssystem (HIS) 
Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und Leistungsfall-
einschätzung das Hinweis- und Informationssystem HIS, das derzeit die 
informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden, 
www.informa-his.de, betreibt. Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug 
hindeuten könnten, und erhöhte Risiken kann der Versicherer an das HIS 
melden. Der Versicherer und andere Versicherungen fragen Daten im 
Rahmen der Risiko- oder Leistungsprüfung aus dem HIS ab, wenn ein 
berechtigtes Interesse besteht. Zwar werden dabei keine Gesundheitsdaten 
weitergegeben, aber für eine Weitergabe Ihrer nach § 203 StGB geschütz-
ten Daten benötigt der Versicherer Ihre Schweigepflichtentbindung. Dies gilt 
unabhängig davon, ob der Vertrag mit Ihnen zustande gekommen ist oder 
nicht.

Ich entbinde die für den Versicherer tätigen Personen von ihrer Schweige-
pflicht, soweit sie Daten aus der Antrags- oder Leistungsprüfung an den 
jeweiligen Betreiber des Hinweis- und Informationssystems (HIS) melden.

Sofern es zur Prüfung der Leistungspflicht erforderlich ist, können über das 
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HIS Versicherungen ermittelt werden, mit denen Sie in der Vergangenheit 
in Kontakt gestanden haben, und die über sachdienliche Informationen ver-
fügen könnten. Bei diesen können die zur weiteren Leistungsprüfung erfor-
derlichen Daten erhoben werden (siehe unter Ziffer 2.1).

3.5 Datenweitergabe an selbstständige Vermittler 
Der Versicherer gibt grundsätzlich keine Angaben zu Ihrer Gesundheit an 
selbstständige Vermittler weiter. Es kann aber in den folgenden Fällen dazu 
kommen, dass Daten, die Rückschlüsse auf Ihre Gesundheit zulassen oder 
gemäß § 203 StGB geschützte Informationen über Ihren Vertrag Versiche-
rungsvermittlern zur Kenntnis gegeben werden. 
Soweit es zu vertragsbezogenen Beratungszwecken erforderlich ist, kann 
der Sie betreuende Vermittler Informationen darüber erhalten, ob und ggf. 
unter welchen Voraussetzungen (z. B. Annahme mit Risikozuschlag, Aus-
schlüsse bestimmter Risiken) Ihr Vertrag angenommen werden kann. 
Der Vermittler, der Ihren Vertrag vermittelt hat, erfährt, dass und mit wel-
chem Inhalt der Vertrag abgeschlossen wurde. Dabei erfährt er auch, ob 
Risikozuschläge oder Ausschlüsse bestimmter Risiken vereinbart wurden. 
Bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen 
Vermittler kann es zur Übermittlung der Vertragsdaten mit den Informatio-
nen über bestehende Risikozuschläge und Ausschlüsse bestimmter Risiken 
an den neuen Vermittler kommen. Sie werden bei einem Wechsel des Sie 
betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler vor der Weitergabe 
von Gesundheitsdaten informiert sowie auf Ihre Widerspruchsmöglichkeit 
hingewiesen.

Ich willige ein, dass der Versicherer meine Gesundheitsdaten und sonsti-
gen nach § 203 StGB geschützten Daten in den oben genannten Fällen – 
soweit erforderlich – an den für mich zuständigen selbstständigen Versi-
cherungsvermittler übermittelt und diese dort erhoben, gespeichert und zu 
Beratungszwecken genutzt werden dürfen.

3.6 Datenweitergabe an Dienstleister von selbstständigen Vermittlern 
Sofern der Sie betreuende Vermittler einen oder mehrere Dienstleister mit 
der Verwaltung Ihrer Verträge beauftragt hat (beispielsweise Maklerpools 
oder Betreiber von Vergleichssoftware oder Maklerverwaltungsprogram-
men), werden in den in Ziffer 3.5. genannten Fällen die Informationen direkt 
vom Versicherer auch an die Dienstleister Ihres Vermittlers zur Verarbei-
tung übermittelt. Die Liste dieser Dienstleister erhalten Sie von Ihrem 
Vermittler.

Ich willige ein, dass der Versicherer meine Gesundheitsdaten und sonsti-
gen nach § 203 StGB geschützten Daten in den in Ziffer 3.5 genannten 
Fällen – soweit erforderlich – an den Dienstleister des für mich zuständi-
gen selbstständigen Versicherungsvermittlers übermittelt.

4. Speicherung und Verwendung Ihrer Gesundheitsdaten wenn der 
Vertrag nicht zustande kommt 

Kommt der Vertrag mit Ihnen nicht zustande, speichert der Versicherer Ihre 
im Rahmen der Risikoprüfung erhobenen Gesundheitsdaten für den Fall, 
dass Sie erneut Versicherungsschutz beantragen. Außerdem ist es mög-
lich, dass der Versicherer zu Ihrem Antrag einen Vermerk an das Hinweis- 
und Informationssystem meldet, der an anfragende Versicherungen für 
deren Risiko- und Leistungsprüfung übermittelt wird (siehe Ziffer 3.4). 
Der Versicherer speichert Ihre Daten auch, um mögliche Anfragen weiterer 
Versicherungen beantworten zu können. Ihre Daten werden bei dem Versi-
cherer und im Hinweis- und Informationssystem bis zum Ende des dritten 
Kalenderjahres nach dem Jahr der Antragstellung gespeichert.

Ich willige ein, dass der Versicherer meine Gesundheitsdaten – wenn der 
Vertrag nicht zustande kommt – für einen Zeitraum von drei Jahren ab 
dem Ende des Kalenderjahres der Antragstellung zu den oben genannten 
Zwecken speichert und nutzt.

Übersicht Dienstleister 
Stand: 01.01.2018

zur Einwilligungserklärung in der Lebens-, Kranken-, Unfallversiche-
rung und Haftpflichtversicherung (Hinweis: Die aktuelle Liste finden Sie 

unter dienstleister.vkb.de) 
Bitte beachten Sie: Jeder dieser Dienstleister erhält personen-

bezogene Daten nur dann, wenn dies zur Erfüllung der übertrage-
nen Aufgabe erforderlich ist. Andernfalls findet keine 

Datenübermittlung statt.

Firmenbezeichnung/Kategorie Tätigkeitsgebiet

Zur Unternehmensgruppe gehören 
folgende Gesellschaften, die 

Zentrale Abwicklung 
gleichartiger Aufgaben. 

untereinander Dienstleistungen erbringen 
• Versicherungskammer Bayern 

Versicherungsanstalt des öffentlichen 
Rechts 

• Bayerische Landesbrandversicherung 
AG 

• Bayerischer Versicherungsverband 
Versicherungsaktiengesellschaft 

• Bayern-Versicherung 
Lebensversicherung AG 

• Bayerische Beamtenkrankenkasse AG 
• Union Krankenversicherung AG 
• Union Reiseversicherung AG 
• Versicherungskammer Bayern Konzern 

Rückversicherung AG 
• SAARLAND Feuerversicherung AG 
• SAARLAND Lebensversicherung AG 
• Feuersozietät Berlin Brandenburg 

Versicherung AG 
• Öffentliche Lebensversicherung Berlin 

Brandenburg AG 
• Ostdeutsche Versicherung AG (OVAG) 
• Consal-Service-Gesellschaft mbH

Dies umfasst z. B. die 
gemeinsame Datenhaltung 
(Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung von 
Kundendaten), Post Ein- 
und Ausgangsbearbeitung, 
Bearbeitung von 
Kundenanfragen, In-/
Exkasso (Zahlungsverkehr).

• Bavaria Versicherungsvermittlungs-
GmbH  

• Versicherungskammer 
Maklermanagement Kranken GmbH 

• Consal-Versicherungsdienste GmbH 
• Consal Vertrieb Landesdirektionen GmbH
• Bayerische Versicherungskammer 

Landesbrand Kundenservice GmbH 
• Versicherungsservice MFA GmbH 
• S-Finanzvermittlung und Beratung GmbH

Kunden- und 
Vertriebsmanagement

• Inverso Gesellschaft für innovative 
Versicherungssoftware mbH 

• VKBit Betrieb GmbH

Dienstleistungen für 
Datenverarbeitung

• Combitel GmbH Service-Center 
(z. B. für telefonische 
Auskünfte)

• MediRisk Bayern 
Risk- und Rehamanagement GmbH

Risiko- und 
Rehabilitationsmanagement

Externe Unternehmen

• Dienstleistungsunternehmen für 
Datenverarbeitung

EDV-Dienstleistungen

• Concentrix Services (Germany) GmbH Policierung und 
Vertragsbearbeitung

• medizinische Gutachter 
• medizinische Berater

Erstellung und Überprüfung 
ärztlicher Gutachten, 
Beratung, Rehabilitations-
management

• Actineo GmbH Einholen von ärztlichen 
Behandlungsunterlagen und 
Regressprüfung

• Anbieter medizinischer Produkte und 
Dienstleistungen

Heil- und 
Hilfsmittelversorgung, 
Heilbehandlungen und 
Reha-Maßnahmen

• ARVATO AG Zulagenverwaltung und 
-abwicklung Riester 
Beitragsmeldungen

• Verband öffentlicher Versicherer – 
Deutsche Rückversicherung 

• General Reinsurance AG 
• Münchener Rückversicherungs-

gesellschaft AG

Rückversicherung

• Verband der Privaten Kranken-
versicherung e. V.

Poolprüfungen

• Info Partner KG 
• Creditreform 
• infoscore Consumer Data GmbH

Auskünfte aus Auskunfts-
datenbanken, Bonitäts-
prüfungen
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• COMPASS Private Pflegeberatung 
GmbH 

• Deutsche Assistance Service GmbH 
• RehaAssist Deutschland GmbH 
• MD Medicus Assistance Service GmbH

Assistance-Leistungen

• ProTect Versicherung AG 
• Cardif Allgemeine Versicherung

Restkreditversicherung, 
Gemeinsame Betreuung 
von Kunden

Merkblatt zur Datenverarbeitung
Stand: 01.01.2020 EU

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten durch die Union Reiseversicherung Aktiengesell-
schaft und die Union Krankenversicherung Aktiengesellschaft und die Ihnen 
nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Union Reiseversicherung Aktiengesellschaft 
Maximilianstr. 53 
80530 München 
E-Mail-Adresse: reiseservice@urv.de

Union Krankenversicherung Aktiengesellschaft 
Peter-Zimmer-Straße 2 
66123 Saarbrücken 
E-Mail-Adresse: service@ukv.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o. g. 
Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per E-Mail 
unter: datenschutz@ukv.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. 
Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für 
den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versiche-
rungswirtschaft“ („Code of Conduct“) verpflichtet, die die oben genannten 
Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im 
Internet unter www.urv.de/datenschutz-downloads oder www.ukv.de/daten-
schutz-downloads abrufen.
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von 
Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und 
zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Ver-
sicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung 
des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. 
Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein 
Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist 
ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich.
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstel-
lung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung 
neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten 
aller mit uns bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der 
gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer 
Vertragsanpassung, -ergänzung oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für 
vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Absatz 1 b) DSGVO. 
Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre 
Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages) 
erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Absatz 2 a) in Ver-
bindung mit Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenka-
tegorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Absatz 2 j) DSGVO in Ver-
bindung mit § 27 BDSG.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder 
von Dritten zu wahren (Art. 6 Absatz 1 f) DSGVO). Dies kann insbesondere 
erforderlich sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 
– zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere 

Produkte der Unternehmen des Konzerns Versicherungskammer Bayern 
und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen, 

– zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir 
Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versicherungs-
missbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfül-
lung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, 
handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Bera-
tungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem 
Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen in Verbindung mit Art. 6 Absatz 
1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten 
Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versiche-
rungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre 
Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, 
damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungs-
fall machen kann.

Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler 
betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durch-
führung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. 
Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden 
Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung 
in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten 
benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:  
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe 
nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe ver-
bundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwi-
schen Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe 
besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriften-
daten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbe-
arbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung 
zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer 
Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister 
sowie Kategorien von Dienstleistern, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie in der jeweils aktuellen Ver-
sion unserer Internetseite unter www.urv.de/datenschutz-downloads oder 
www.ukv.de/datenschutz-downloads entnehmen oder beim Verantwortli-
chen für die Datenverarbeitung anfordern.

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher 
Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden).

Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, 
dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der 
Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können 
(gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem 
speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich 
verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgaben-
ordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach 
bis zu zehn Jahren.

Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimm-
ten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten ver-
langen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten 
Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
zustehen.

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Verarbeiten wir Ihre 
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Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbei-
tung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen.

Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genann-
ten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu 
wenden. Zuständig ist die Datenschutzaufsichtsbehörde des Bundeslandes, 
in dem wir als Verantwortlicher für die Datenverarbeitung unseren Sitz 
haben.

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem 
(HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im 
Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei 
der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch 
bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich.

Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte dem Merkblatt „Informatio-
nen über den Datenaustausch mit der informa HIS GmbH auf Grundlage 
der Artikel 13 und 14 DSGVO“, das Sie unserer Homepage unter 
www.urv.de/datenschutz-downloads oder www.ukv.de/datenschutz-down-
loads entnehmen oder beim Verantwortlichen für die Datenverarbeitung 
anfordern können.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mit-
nahme eines Schadenfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtversicherung) 
bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei 
Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Aus-
tausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag 
benannten früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsprüfung 
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und ggf. Geburtsdatum) zum 
Zweck der Bonitätsprüfung sowie zur Verifizierung Ihrer Adresse (Prüfung 
auf Zustellbarkeit) und um Informationen zur Beurteilung des Zahlungsaus-
fallrisikos auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Verwen-
dung von Anschriftendaten zu erhalten an die infoscore Consumer Data 
GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden. Rechtsgrundlagen dieser Über-
mittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 b) und Artikel 6 Absatz 1 f) der DSGVO. 
Übermittlungen auf der Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfol-
gen, soweit dies zur Wahrnehmung berechtigter Interessen unseres Unter-
nehmens oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen der Grund-
rechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz perso-
nenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Detaillierte Informationen zur 
ICD im Sinne des Artikels 14 Europäische Datenschutzgrundverordnung 
(„EU DSGVO“), d. h. Informationen zum Geschäftszweck, zu Zwecken der 
Datenspeicherung, zu den Datenempfängern, zum Selbstauskunftsrecht, 
zum Anspruch auf Löschung oder Berichtigung etc. entnehmen Sie bitte 
dem Merkblatt „Information gem. Art. 14 EU-DSGVO über die infoscore 
Consumer Data GmbH („ICD“), das Sie unserer Homepage unter 
www.urv.de/datenschutz-downloads oder www.ukv.de/datenschutz-down-
loads entnehmen oder beim Verantwortlichen für die Datenverarbeitung 
anfordern können.

Datenübermittlung in ein Drittland 
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Euro-
päischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, 
soweit dem Drittland durch die EU-Kommission ein angemessenes Daten-
schutzniveau bestätigt wurde oder andere angemessene Datenschutzga-
rantien (z. B. verbindliche unternehmensinterne Datenschutzvorschriften 
oder EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden sind.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen 
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung 
befragen, entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekom-
men oder die Kündigung des Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder 
über die Höhe der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie. Aufgrund 
Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu Ihrem Vertrag gespeicherten 
Daten sowie ggf. von Dritten hierzu erhaltenen Informationen entscheiden 
wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. Die vollautomatisierten 
Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher festgelegten Regeln 
zur Gewichtung der Informationen.

Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung bei 
der Deutschen Assistance Versicherung AG

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten durch die Deutsche Assistance Versicherung AG und über die Ihnen 
nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung  
Deutsche Assistance Versicherung AG  
Datenschutzbeauftragter  
Hansaallee 199 
40549 Düsseldorf 

Telefon: 0211 529-50  
Telefax: 0211 529-5199 

E-Mail: info@deutsche-assistance.de 

Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender), 
Marcus Hansen, Andreas Heinsen  
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf  
Registergericht: Düsseldorf HRB 64583 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der oben 
genannten Adresse mit dem Zusatz „Datenschutzbeauftragter“ oder per E-
Mail an datenschutz@oerag.de.

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten gemäß den datenschutz-
rechtlich relevanten Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO), dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) sowie allen weiteren maßgeblichen Gesetzen. Darü-
ber hinaus hat sich unser Unternehmen zu den „Verhaltensregeln für den 
Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungs-
wirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für die Versiche-
rungswirtschaft präzisieren (Code of Conduct). Diese können Sie im Inter-
net unter www.deutsche-assistance.de/impressum/datenschutz/ abrufen.
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von 
Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages. Wir 
verarbeiten diese personenbezogenen Daten, um das von uns zu überneh-
mende Risiko bestimmen und einschätzen zu können. Kommt der Versi-
cherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung 
des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Rechnungsstellung. Angaben zum 
Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungs-
fall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist 
ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich.
Die Deutsche Assistance Versicherung AG speichert Daten, die für den 
Versicherungsvertrag notwendig sind. Dies sind Ihre Angaben im Antrag 
(Antragsdaten) sowie weitere zur Vertragsführung und -abwicklung notwen-
dige versicherungstechnische Daten, z. B. Versicherungsnummer, Versi-
cherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung. Soweit dies erforderlich ist, 
werden auch Angaben von Dritten (z. B. mitversicherte Personen, Vermitt-
ler) gespeichert. Melden Sie uns einen Versicherungsfall, speichern wir 
Angaben zum Leistungsfall und ggf. auch Angaben von Dritten.
Die Verarbeitung personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertrag-
liche Zwecke erfolgt auf Basis von Art. 6 Abs. 1 b DSGVO.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO 
erforderlich ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu 
wahren.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfül-
lung gesetzlicher Verpflichtungen (z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, han-
dels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Bera-
tungspflicht). Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem 
Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) 
DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten 
Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Rückversicherer: 
Im Interesse unserer Versicherungsnehmer achten wir auch auf einen Aus-
gleich der von uns übernommenen Risiken. Zu diesem Zweck haben wir 
Rückversicherungsverträge geschlossen, die einen Teil der Risiken über-
nehmen. Hierfür benötigt der Rückversicherer entsprechende versiche-
rungstechnische Angaben zur Art des Versicherungsschutzes und des Risi-
kos. Eine Übermittlung personenbezogener Daten findet dabei jedoch nicht 
statt.

Vermittler: 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch Vermittler 
betreut. Dies können neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaf-
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ten sein. Um die Betreuungsaufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können, 
erhält der Vermittler von uns für die Betreuung und Beratung notwendige 
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten. Das sind ins-
besondere Versicherungsnummer, Art des Versicherungsschutzes und des 
Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistun-
gen. Der Vermittler verarbeitet und nutzt die personenbezogenen Daten im 
Rahmen der Beratung und Betreuung.

Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten zum Teil externer Dienstleister.
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, 
zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, 
sowie der Unternehmen unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Daten-
verarbeitung teilnehmen, können Sie in der jeweils aktuellen Version unse-
rer Internetseite unter www.deutsche-assistance.de entnehmen.

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher 
Mitteilungspflichten (z. B. Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden, 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht). Ferner übermitteln wir 
Ihre personenbezogenen Daten an Kreditinstitute zur Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs. Des Weiteren können wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken oder zur Daten-
analyse an Verbände (z. B. Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e. V., Verband öffentlicher Versicherer) weitergeben.

Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, 
dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der 
Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können 
(gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem 
speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich 
verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch und der Abga-
benordnung. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre.

Betroffenenrechte 
Sie können unter der oben genannten Adresse Auskunft über die zu Ihrer 
Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter 
bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer 
Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen 
bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenles-
baren Format zustehen.

Widerspruchsrecht  
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Werbung zu widersprechen. Verarbeiten wir 
Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser 
Verarbeitung aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben, widersprechen.

Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung bei 
der Deutschen Assistance Service GmbH
Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten durch die Deutsche Assistance Service GmbH und über die Ihnen 
nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Deutsche Assistance Service GmbH  
Datenschutzbeauftragter  
Hansaallee 199 
40549 Düsseldorf 

Telefon: 0211 536-30  
Telefax: 0211 536-3497 

E-Mail: info@deutsche-assistance.de 

Geschäftsführung: Birgitte Munk Mecklenbeck, Jürgen Schmitt 
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf 
Registergericht: Düsseldorf HRB 27947 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der oben 
genannten Adresse mit dem Zusatz „Datenschutzbeauftragter“ oder per E-
Mail an datenschutz@oerag.de.

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten gemäß den datenschutz-
rechtlich relevanten Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO), dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) sowie allen weiteren maßgeblichen Gesetzen. 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Dienstleistungsvertrages 
ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich.
Die Deutsche Assistance Service GmbH speichert Daten, die für die Leis-
tungserbringung notwendig sind. Dies sind Ihre Angaben im Antrag 
(Antragsdaten) sowie weitere zur Vertragsführung und -abwicklung notwen-
dige Daten, z. B. Kreditkartennummer, Kartenlaufzeit und Bankverbindung. 
Soweit dies erforderlich ist, werden auch Angaben von Dritten (z. B. weitere 
leistungsberechtigte Personen, Vermittler) gespeichert. Melden Sie uns 
einen Leistungsfall, speichern wir Angaben zum Leistungsfall und ggf. auch 
Angaben von Dritten.
Die Verarbeitung personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertrag-
liche Zwecke erfolgt auf Basis von Art. 6 Abs. 1 b DSGVO.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO 
erforderlich ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu 
wahren.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfül-
lung gesetzlicher Verpflichtungen (z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, han-
dels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Bera-
tungspflicht). Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem 
Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) 
DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten 
Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren.
Die Deutsche Assistance Service GmbH speichert Daten, die für die Erbrin-
gung der Dienstleistungen notwendig sind, z. B. Name und Anschrift.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Vermittler: 
In Ihren Angelegenheiten werden Sie durch Vermittler betreut. Dies können 
neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sein. Um die 
Betreuungsaufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermitt-
ler von uns für die Betreuung und Beratung notwendige Angaben aus Ihren 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten.

Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten zum Teil externer Dienstleister.
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, 
zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, 
sowie der Unternehmen unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Daten-
verarbeitung teilnehmen, können Sie der folgenden Tabelle entnehmen.

Übersicht Dienstleister

Bitte beachten Sie: Jeder dieser Dienstleister erhält 
personenbezogene Daten nur dann, wenn dies zur Erfüllung der 
übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Andernfalls findet keine 

Datenübermittlung statt.

Firmenbezeichnung/Kategorie Tätigkeitsgebiet

• Deutsche Assistance Versicherung AG 
• ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
• D.R.S. Deutsche Rechtsanwalts Service 

GmbH 
• Deutsche Assistance Telematik GmbH 
• S-Markt & Mehrwert GmbH & Co. KG 
• Reha Assist Deutschland GmbH

Zentrale Abwicklung 
gleichartiger Aufgaben. Dies 
umfasst, z. B. die 
gemeinsame Datenhaltung 
(Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung von 
Kundendaten), Post Ein- 
und Ausgangsbearbeitung, 
Bearbeitung von 
Kundenanfragen, In-/
Exkasso (Zahlungsverkehr)

Dienstleister bzw. Serviceerbringer für folgende Leistungsfälle

Juristischer Notfallservice: ÖRAG bzw. D.R.S.

Medizinischer Notfallservice: Krankenhäuser u. Ärzte

Kreditkarten-Notfallservice: Kreditkartenunternehmen, 
Kreditkartenprozessoren, 
Kreditinstitute

Reisedokumenten-Notfallservice: Botschaften u. Konsulate
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Bargeldservice: Kreditinstitute u. 
Geldtransfergesellschaften

Weitere Empfänger:  
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher 
Mitteilungspflichten (z. B. Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden, 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht). Ferner übermitteln wir 
Ihre personenbezogenen Daten an Kreditinstitute zur Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs. Des Weiteren können wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken oder zur Daten-
analyse an Verbände (z. B. Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e. V., Verband öffentlicher Versicherer) weitergeben.

Dauer der Datenspeicherung  
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, 
dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der 
Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können 
(gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem 
speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich 
verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch und der Abga-
benordnung. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre.

Betroffenenrechte 
Sie können unter der oben genannten Adresse Auskunft über die zu Ihrer 
Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter 
bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer 
Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen 
bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenles-
baren Format zustehen.

Widerspruchsrecht  
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Werbung zu widersprechen. Verarbeiten wir 
Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser 
Verarbeitung aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben, widersprechen.

Informationen zum Rechtsweg/Beschwerdemöglichkeiten

Beschwerdestelle und Aufsichtsbehörde für die Union Reiseversiche-
rung AG und Union Krankenversicherung AG 
Bei Fragen, Problemen oder Beschwerden wenden Sie sich bitte an Ihren/
Ihre Betreuer oder direkt an uns.  

Die Union Krankenversicherung AG nimmt am Streitbeilegungsverfahren 
des Ombudsmann für die Private Kranken- und Pflegeversicherung, Post-
fach 06 02 22, 10052 Berlin, www.pkv-ombudsmann.de, teil. 

Nachdem Sie Ihre Beschwerde erfolglos bei uns geltend gemacht haben, 
können Sie sich schriftlich an den Ombudsmann wenden. Das Verfahren ist 
für Sie kostenlos und unverbindlich.

Aufsichtsbehörde 
Bei Beschwerden über eine Versicherungsgesellschaft können Sie sich 
auch an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht – Bereich Ver-
sicherungen –, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn, wenden. 

Ihr Recht, gerichtliche Hilfe in Anspruch zu nehmen, bleibt unberührt.

Beschwerdestelle und Aufsichtsbehörde für die Deutsche Assistance 
Versicherung AG

Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genann-
ten Datenschutzbeauftragten oder eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu 
wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit  
Nordrhein-Westfalen  
Postfach 20 04 44  
40102 Düsseldorf

Versicherungsombudsmann e. V. 
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e. V. 
Sie können damit in privaten Angelegenheiten das kostenlose, außerge-
richtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. 
Versicherungsombudsmann e. V.  

Postfach 08 06 32  
10006 Berlin  
Telefon: 0800 3 69 60 00  
Telefax: 0800 3 69 90 00  
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zuständige Aufsichtsbehörde: 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
Telefon: 0228 4108-0  
Telefax: 0228 4108-1550

Beschwerdestelle für die Deutsche Assistance Service GmbH 
Bei Fragen, Problemen oder Beschwerden wenden Sie sich bitte an Ihren/
Ihre Betreuer oder direkt an uns.

Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genann-
ten Datenschutzbeauftragten oder eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu 
wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit  
Nordrhein-Westfalen  
Postfach 20 04 44  
40102 Düsseldorf 

Ihr Recht, gerichtliche Hilfe in Anspruch zu nehmen, bleibt unberührt.


